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Frauen leben
Eine Web-Adresse 
& 30 000 Biographien 
von Frauen.  Seite 11

Mein Name ist  …
Wer alles Lenin, Jesus 
oder Hitler heisst. 
Und warum.  Seite 6

Büezer-Frühling
Arbeitsniederlegung 
bei Walo Bertschinger: 
Darum geht es.  Seite 5

Asterix 
 Obelix

bei Geberit
Obelixund

Weil der WC-Konzern
ihre Jobs killen will, 
protestieren Büezer 
aus Frankreich in der 
Schweiz.  Seite 3

Gleiche 
Löhne
subito!
Zehn starke Frauen 
aus Wissenschaft, 
Wirtschaft, Justiz und 
Politik über die Subito-
Initiative.  Seite 4
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An die Ruag

Asad, Erdogan, Putin, 

Kurden, Iraker, Rebellen, 

Iran, USA und die Saudis – 

alle gegen den IS. Putin, 

Erdogan und Asad auch 

noch gegen die Kurden. 

Die YPG-Kurden gegen 

Barzani-Kurden, die Schiiten 

gegen die Sunniten. Letztere 

gegen die Schiiten, Israel 

und die Christen, Israel mit 

den Saudis gegen Iran. Alle 

schiessen auf alle, haupt-

sächlich auf Frauen, Kinder 

und alte Männer. Donald 

Trump fühlt Mitleid mit den 

vergasten Kindern und 

schickt Lenkwaff en gegen 

Asad, meint aber Putin. Da 

steht die Schweiz 1A da, wir 

schicken nur die gute Ruag-

Munition. Ein friedliches 

 Osterfest wünscht Endo

 worksms
Endo Anaconda

Ihr SMS an Endo: 

077  437 56 82

 extraedito
Frankreich-Korrespondent 

Oliver Fahrni über die 
Präsidentschaftswahlen

MÉLENCHON!
«Hier sind wir!» ruft er in die 
Menge am alten Hafen von Mar-
seille, und aus 70 000 Kehlen steigt 
ein Freudenschrei. Ein bunter 
Haufen von Arbeiterinnen, Beam-
ten und Bankern, Musikerinnen, 
Gewerkschaftern, Verkäuferinnen, 
Pensionierten, Schülerinnen und 
Biobauern staunt darüber, dass sie 
alle hier sind, am Meeting des 
linken Präsidentschaftskandidaten 
Jean-Luc Mélenchon. Eigentlich 

ist diese 
Gegend 
Kernland 
der Neo-
faschistin 

Marine Le Pen und ihres Front 
national. Eigentlich sollten hier 
Furcht, Rassismus, Islamhass und 
wütender Nationalismus herr-
schen. Doch, «hier sind wir», ruft 
die «Bewegung der Freien». Sie 
feiert soziale Rechte, Offenheit, 
Fortschritt, Gerechtigkeit. 

SCHWEIGT UND HÖRT! Das alles 
stand im neoliberalen Europa 
nicht hoch im Kurs. Der Traum 
vom grossen Aufbruch schien zum 
Albtraum aus Krise, Massen-
arbeitslosigkeit und Sozialabbau 
zu werden. Fast überall blüht die 
extreme Rechte. Jetzt habt ihr 
keine Alternative mehr, sagen die 
Chefs von Frankreichs rechten 
Sozialisten: Wollt ihr den Faschis-
mus verhindern, müsst ihr uns 
wählen! «Unsinn», sagt der linke 
Mélenchon, «dieses Land braucht 
weder extreme Rechte noch extre-
mes Kapital.» Und er schwingt 
sich vor dem glitzernden Mittel-
meer zu einer poetischen Phrase 
über den antiken Dichter Homer, 
die Demokratie und die Französi-
sche Revolution auf. Applaus. 
«Schweigt, ihr Leute!» ruft er da, 
«schweigt und hört: Hört den 
stillen, kalten Schrei der 30 000, 
für die dieses Meer zum Friedhof 
geworden ist.» Eine Minute lang 
ist kein Mucks mehr zu hören.

KLUGE KÖPFE. Mélenchon ist nicht 
nur ein Volkstribun, der Präsident 
werden will. Er verbittet sich 
«Mélenchon»- und «Président»-Fan-
Rufe. «Widerstand» heisst der 
Slogan. Er hat ein soziales, huma-
nistisches, feministisches und 
grünes Programm. Für neue Volks-
rechte. Und ein anderes, soziales 
Europa. Alles sehr handfest. 
Datiert. Gerechnet. Hinter dem 
Programm stehen die klügsten 
Köpfe des Landes und lange Arbeit. 
Sie haben die Erfahrungen des 
Amerikaners Bernie Sanders, der 
Linksparteien Podemos in Spanien 
und Syriza in Griechenland (siehe 
Seite 7) kritisch gespiegelt. Allein 
in den letzten zwei Märzwochen 
haben Mélenchons «Freie» 120 000 
neue Mitglieder gewonnen. Auf 
Twitter folgen ihnen schon eine 
Million. Die Bewegung ist über 
ihren Kandidaten hinausgewach-
sen. Nun fi nden 42 Prozent der 
Franzosen, der Mélenchon wäre ein 
guter Präsident.

500 Angestellte wissen nicht, ob sie im April noch Lohn erhalten

Modekette Yendi am Abgrund
In den Yendi-Läden tau-
chen  Betreibungsbeamte 
auf, neue Ware gibt’s keine 
mehr. Doch die Chefs hül-
len sich in Schweigen.
CHRISTIAN EGG

Andrea Bauer *, Verkäuferin in 
einer Yendi-Filiale im Kanton 
Zürich, hat Angst: «Niemand 
sagt uns, was los ist.» Yendi 
steckt offensichtlich in Schwie-
rigkeiten. Normalerweise be-
kommt die Filiale dreimal pro 
Woche neue Kleider geliefert. 
Bauer: «Aber seit gut einem Mo-
nat kommt gar nichts mehr.» 
Ein Teil der Ware im Laden, 
etwa die Schuhe oder die Acces-
soires, stammen noch von der 
Winterkollektion.

DER BLAUE BRIEF
Dazu kommen Kündigungen 
im mittleren Kader. Urim Dakaj 
von der Unia Zürich-Schaff-
hausen hat die Infos aus seiner 
Region  zusammengetragen: Verkaufs-
leiter, Regionalleiterinnen und Stilbe-
raterinnen haben kürzlich den blauen 
Brief erhalten. Dakaj: «Sogar die Perso-
nalabteilung für die Deutschschweiz 
wurde geschlossen.» Kein Wunder, sei 
das Verkaufspersonal  extrem verunsi-
chert: «Sie machen sich Sorgen um 
ihre Zukunft.»

Zuletzt informierte Yendi die 
Mitarbeitenden Anfang Jahr. Schon 
damals klang es dramatisch: «Die 
 Direktion arbeitet an allen Fronten, 
um die Lösung zu fi nden, sei dies 
durch eine Übernahme oder durch 
eine Partnerschaft.» Seither herrscht 
Funkstille. Verkäuferin Andrea Bauer: 
«Wir rechnen jeden Moment damit, 
dass der Konkursbeamte aufkreuzt.» 
Die Märzlöhne hat die Belegschaft 
noch erhalten. «Aber wir befürchten, 
dass für den April kein Geld mehr vor-
handen ist.» Am schlimmsten sei die 
Ungewissheit, so Bauer: «Wenn wir 
wüssten, es geht Ende April zu Ende, 

könnten wir uns drauf einstellen. 
Aber so?»

SCHULDEN ÜBER SCHULDEN
Auch der Yendi-Filiale in der Berner 
Altstadt sieht man den fehlenden 
Nachschub an: An den Kleiderstän-
dern im Laden ist viel Platz. Eine der 
beiden Verkäuferinnen spricht von 
«Lieferproblemen». Man dürfte aber 
dem Journalisten keine Auskunft ge-
ben, unterbricht sie ihre Kollegin 
und verweist an die Firmenzentrale. 

Doch auch dort gibt es keine Antwor-
ten auf die ausführlichen Fragen von 
work.

Klärung bringt ein Auszug aus 
dem Betreibungsregister von Yendi, 
der work vorliegt. Er listet bis Ende 
März elf offene Forderungen auf. Der 
Gesamtbetrag beläuft sich auf fast 

300 000 Franken. Die Freiburger Zei-
tung «La Liberté» zitiert einen Gläubi-
ger: Yendi schulde ihm mehrere Mo-
natsmieten.

Und auch die Berichte von ver-
schiedenen Yendi-Angestellten zeich-
nen ein düsteres Bild:
� Eine Mitarbeiterin im Zentrallager 
ist seit Mitte Februar von der Arbeit 
freigestellt, weil es keine Ware mehr 
zum Verteilen gibt. 
� Das Shoppingcenter Fribourg Cen-
tre kündigte den beiden Yendi-Shops 
den Mietvertrag. Grund: Man wolle 
keine halbleeren Läden.
� In mindestens zwei Filialen in der 
Deutschschweiz ordnete letzte Wo-
che das Betreibungsamt an, ein In-
ventar zu erstellen. 

Die Unia forderte Yendi auf, 
transparent zu informieren und ei-
nen Sozialplan auszuarbeiten. Der 
Druck hat gewirkt, berichtet Arnaud 
Bouverat, Detailhandelsexperte bei 
der Unia: «Wir haben für nächste Wo-
che ein erstes Treffen abgemacht.» 
work bleibt dran.* Name geändert

«Am schlimmsten ist
die Ungewissheit.»

ANDREA BAUER, YENDI-VERKÄUFERIN

SYSTEM YENDI:

JUNG, BILLIG, 
VERSCHWIEGEN
Der Aufstieg war zuletzt 
steil: 1976 in Bulle FR 
gegründet, wuchs Yendi 
bis zur Jahrtausend-
wende auf 13 Läden. 
Letztes Jahr waren es 
dann schon 110, mit 
rund 500 Beschäftigten. 
Die Modekette speziali-
sierte sich auf billige 
Kleider für junge Frauen.

KONKURRENZ. Genau 
 darin sieht Arnaud 
 Bouverat, Unia-Detail-
handelsexperte, einen 
möglichen Grund für die 
jetzige Krise: «Die 
 Konkurrenz durch den 
Onlinehandel trifft  dieses 
Segment am stärksten.»
Yendi kommentiert seine 
aktuelle Situation nicht. 
Das passt zum ver-
schwiegenen Unterneh-
men: Auch Umsatz- oder 
Gewinnzahlen gibt es 
nicht bekannt. (che)

NICHT ALLES GOLD, WAS GLÄNZT: Im Normalfall gibt’s in den Yendi-Läden, wie hier bei 
einer Filiale in Zürich, regelmässig neue Kleider. Das hat sich geändert.  FOTO: MARIO BURGER

Nationalbank und Pen-
sionskassen investieren 
 Milliarden in Rüstungs-
fi rmen. Damit soll Schluss 
sein, fi ndet auch Rentnerin 
Louise Schneider.
CHRISTIAN EGG

«Geld für Waffen tötet», steht 
neu in grossen roten Lettern an 
einer Bauwand der National-
bank in Bern. Dahin gesprayt 
hat sie die 86jährige Louise 
Schneider: «Solange es Waffen 
gibt, wird sich nichts ändern», 
sagt sie. Und wird von der Poli-
zei abgeführt.

Der Grund für Schneiders 
Empörung: Die Nationalbank 
ist beteiligt an Firmen, die 
Kriegsmaterial produzieren, 
mit mindestens 800 Millionen 
Franken. Das zeigen Recher-
chen der Gruppe Schweiz ohne 
Armee (GSoA). Und das ist nur 
die Spitze des Eisbergs: Schwei-
zer Pensionskassen haben laut 
GSoA zwischen 4 und 12 Mil-
liarden Franken in Rüstungsfi r-
men investiert. Konkretes Bei-
spiel dafür: Die Pensionskasse 
des Kantons Bern ist mit Millio-
nen von Franken am britischen 
Rüstungskonzern BAE betei-

ligt. Vom Schützenpanzer bis 
zur Kampfdrohne stellt die 

Firma Todesmaschinen aller 
Art her und beliefert Kriegspar-
teien weltweit.

FINANZPLATZ. Damit soll jetzt 
Schluss sein. GSoA und Junge 
Grüne haben eine Volksinitia-
tive lanciert, die Kriegsge-
schäfte mit Schweizer Geld 
stoppen will. Sie will Pensions-
kassen, Stiftungen und der Na-
tionalbank verbieten, Aktien 
von Rüstungsfi rmen zu kaufen, 

auch über Fonds. Ausserdem 
sollen sie solchen Firmen keine 
Kredite mehr gewähren dürfen. 
Für Banken und Versicherun-
gen soll der Bund entspre-
chende Gesetze ausarbeiten.

Im Initiativkomitee sitzt 
auch Angelo Barrile, Zürcher 
SP-Nationalrat. Für ihn ist klar: 
Nicht nur der Schweizer Rüs-
tungskonzern Ruag (siehe 
«worksms» von Endo Anaconda 
nebenan) profi tiert von den 
Kriegen weltweit: «Das Geld, 
das über den Schweizer Finanz-
platz in die Rüstungsindustrie 
gelangt, macht uns alle zu 
Komplizen.»

Die Initiative online unterschreiben: 
wecollect.ch.

Neue GSoA-Initiative gegen Kriegsgeschäfte fordert:

Kein Schweizer Geld mehr
für Kampfdrohnen und Panzer

Pensionskassen
investieren Milliarden
in Rüstungsfi rmen.

AMÜSANT: Die 
Polizisten wollen 
nicht glauben, 
dass Louise 
Schneider den 
Schriftzug gesprayt 
hat.  FOTO: KEYSTONE

Sozialer,
feministischer,
ökologischer.
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Jobkiller Geberit:  Französische Arbeiter 
protestieren beim Schweizer WC-Konzern

Asterix & Obelix 
bei den Helvetiern
Erstmals verlief eine
Aktionärsversammlung 
des Sanitärkonzerns
Geberit nicht nach Dreh-
buch: Asterix und Obelix 
standen vor der Tür. 
RALPH HUG | FOTOS FLORIAN AICHER

Da kommen sie daher, die Geberit-Aktionäre: 
Ältere in Trevira-Hosen, Junge mit Gel im Haar. 
Damen im Deux-pièces, Herren mit Krawatte, 
andere wieder im Schlabberlook. Einer sogar in 
Langhaartracht. Gratis-Pendlerbusse bringen 
sie vom Bahnhof Rapperswil-Jona SG zur Sport-
halle Grünfeld. Dort hat es Platz für 1500 Leute.

Doch diesmal ist etwas anders. Die Aktio-
närinnen und Aktionäre müssen Spiessruten 
laufen. Vorbei an protestierenden Büezerinnen, 
Büezern und Gewerkschaftern aus Frankreich. 
Sechs Stunden lang sind diese aus dem Bur-
gund an den Zürichsee gefahren, um laut zu sa-

gen: «Wir wollen un-
sere Jobs behalten! 
Wir haben keine an-
deren.» Geberit will 
zwei Keramikwerke 
im Burgund und in 

der Champagne schliessen. Die Produktion soll 
nach Portugal und Polen verlagert werden. Dort 
sind die Löhne halb so hoch. Auch im deut-
schen Oberbayern soll ein Standort weg. Ein 
Klacks für einen Milliardenkonzern mit 30 Wer-
ken in 50 Ländern und 12 000 Mitarbeitenden. 
Doch für die französischen Büezer und ihre Fa-
milien sind die Jobs überlebensnotwendig. Die 
Region, in der sie leben, hat wenig Industrie, 

 Arbeitsplätze sind Mangelware. Eigentlich soll-
ten die Fabriken bereits zu sein. Doch die Be-
troffenen wehren sich, zusammen mit den Bür-
germeistern und der «Intersyndicale», einer 
 Allianz der vier französischen Gewerkschaften 
CFDT, CGT, CFTC und UNSA (siehe Inter-
view). 

MORITURI TE SALUTANT
Nun sind sie plötzlich die mutigen 
Gallierinnen und Gallier, die gegen 
die mächtigen Römer kämpfen. Ver-
kleidet als Asterix und Obelix, ver-
teilen sie vor dem Sportzentrum 
Flyer. Darauf steht: Morituri te 
salutant. Das ist Latein und 
heisst: Die Todgeweihten 
grüssen dich. Todgeweiht? 
«Keineswegs!» meint Ge-
werkschaftsanwalt Ralph 
Blindauer. Er vertritt die 
Betroffenen im Kon-
sultationsverfah-
ren. Sein Opti-
mismus ist uner-
schütterlich: «Die 
Manager haben 
Fehler gemacht», 
stellt er klar. Die französische 
Arbeitsbehörde hat im Januar 
das Verfahren gestoppt. Die 
zuständige Geberit-Tochter Al-
lia muss es wegen Mängeln wie-
derholen. Ein erster Sieg. «Wir 
 haben einige Monate mehr Zeit», 
freut sich Blindauer. Und die will er 
nutzen. Sein Credo lautet: Protestieren 
muss man dort, wo entschieden wird. 
Also vor der Geberit-Zentrale am 
 Zürichsee. 

SCHWARZE SCHUTZTRUPPE
Noch nie sahen die Aktionäre protestie-
rende Arbeiter. Einige reagieren belus-
tigt. Doch die meisten sind verunsichert, 
verstört, blicken weg, verweigern das Flug-
blatt. Sie sind wegen der Dividende gekom-
men, nicht wegen deren Opfern. Einzelne wer-
den ausfällig: Die Franzosen sollten lieber 
mehr arbeiten, schimpfen sie. Ein fremden-
feindlicher Unterton ist unüberhörbar. Wäh-
rend die Aktionäre im Sportzentrum ver-
schwinden, bleiben die Allia-Büezer an den 
 Absperrgittern hängen: «Zutritt nur für Gebe-
rit-Aktionäre». Ausrufezeichen! Die Geberit-
Chefs hatten offenbar Schlimmes befürchtet. 
Polizei und schwarzgekleidete Security-Leute 
der Seewache AG sind aufgeboten. Die Polizei 

hatte im Vorfeld gar versucht, der Unia jegliche 
Aktivitäten rund um die GV zu verbieten. 

Kein Zutritt auch für work. Man sei nicht 
angemeldet, meint ein PR-Mensch. Wie heisst 
es im neuen Jahresbericht? Der Konzern pfl ege 
eine «offene und transparente Informations-

politik». Von wegen. Nur Hofberichterstat-
tung ist erwünscht. Im Bericht gibt es 
noch mehr schöne Floskeln: «Geberit will 

Vorbild für ethisch einwandfreies und so-
zial verträgliches Wirtschaften sein.» 

Doch kann ein Konzern ein Vorbild sein, 
wenn er bei Supergewinnen zwei ren-

tierende Werke dichtmacht? Und 
dies allein aus Gründen der Ge-
winnmaximierung?

ROBUSTE BRANDREDE
Einen kann Geberit nicht 
stoppen: Arno Russi. Der ro-
buste Unia-Leiter aus Chur 
marschiert direkt in die 
Halle. Die Unia besitzt ein 

paar Geberit-Aktien. 
Und damit das Stimm-
recht. Russi ergreift 
das Wort und geisselt 
die Firma als Jobkiller, 
die Arbeiterfamilien 
ins Elend stürze. Jetzt 
kann niemand mehr 
behaupten, vom Kon-
fl ikt in Frankreich 
nichts zu wissen. Russi 
drückt Verwaltungs-
ratspräsident Albert 

M. Bähny eine Petition mit 500 Unter-
schriften in die Hand. Doch eine Debatte 

fi ndet nicht statt. Nicht einmal eine Ant-
wort habe er erhalten, sagt Russi: «Das ist 

nur eine Abnicker-Versammlung. Alle war-
ten auf den Apéro.» Nach einer Stunde ist al-
les vorbei.

Schweigen und kassieren, lautet die Lo-
sung im helvetischen Volkskapitalismus. Und 
zwar klassenübergreifend. Die Zusammen-
kunft der Dividenden-Picker stimmte nicht 
nur freudig der Ausschüttung von rekordho-
hen 10 Franken pro Aktie zu – 20 Prozent mehr 
als letztes Jahr. Sie genehmigte auch den 
neuen Lohn von CEO Christian Buhl: 2,3 Mil-
lionen Franken pro Jahr. Das ist fast eine halbe 
Million mehr als letztes Jahr. Begründung für 
diese Abzockerei: «schrittweise Anpassung an 
den Markt». Man ist unter sich, man profi tiert 
vom guten Geschäftsgang. Die einen mehr und 
die anderen weniger. 

Und einige gar nicht!

Allia-Gewerkschafter Laveder:

«Halbherziger 
Kompromiss? 
Nicht mit uns!»
Pierre Gael Laveder arbeitet im 
Werk Digoin der französischen
Geberit-Tochter Allia. Er ist der 
Sprecher der Gewerkschaftsallianz, 
die sich zusammen mit den
257 Beschäftigten gegen die 
 Schliessung der Standorte wehrt. 

RALPH HUG

work: Sie kamen als Asterix und Obelix 
in die Schweiz. Und, haben Sie jetzt die 
Römer vernichtend geschlagen? 
Pierre Gael Laveder: Wir konnten einen 
kleinen, aber doch markanten Akzent set-
zen. Nicht zuletzt wegen der Folklore mit 

Asterix und Obelix. Das werden die Aktio-
närinnen und Aktionäre, aber auch die Ge-
berit-Manager nicht vergessen. Wir hatten 
das französische Fernsehen dabei. Die Be-
richte der Medien haben den Kampf um 
unsere Arbeitsplätze in ganz Frankreich 
und in der Schweiz bekanntgemacht. 

Was haben Sie nun als nächstes vor?
Unsere Gewerkschaftsdelegierten haben 
Mitte April einen weiteren Termin im Ar-
beitsministerium in Paris mit der Ge-
schäftsleitung unserer Mutterfi rma Allia. 
Was auch immer entschieden wird: unsere 
nächste Aktion wird sämtliche Mitarbei-
tenden von Allia umfassen. Als Datum 
drängt sich der 1. Mai auf. Wir können da-
bei auf die Unterstützung der «Aufständi-
schen» in unserer Region Saône et Loire 
zählen. Das sind die Leute der Bewegung 
des linken Präsidentschaftskandidaten 
Jean-Luc Mélenchon. 

Was muss das Geberit-Management 
jetzt tun?
An der Aktionärsversammung hat sich CEO 
Christian Buhl sehr zuversichtlich über die 
Entwicklung der Märkte in Deutschland, 
der Schweiz und den Niederlanden geäus-
sert. Er sprach aber nicht vom französi-
schen Markt. Ich hoffe, dies geschah nicht 
mit der Absicht, unseren Protest zu ver-
schweigen. Buhl muss ein grosses Interesse 
daran haben, mit uns vernünftig umzuge-
hen. Er sollte unsere Widerstandskraft 
nicht unterschätzen. Allein mit Geld wird 
er sich den sozialen Frieden nie erkaufen 
können. Das Geberit-Management muss 
jetzt auf Alternativen zur Betriebsschlies-
sung eingehen, wie wir sie vorgeschlagen 
haben. Es muss ein Projekt sein, das für 
beide Seiten einen Vorteil bringt. Einen 
halbherzigen Kompromiss lehnen wir ab.

Jean Ziegler 
zu Geberit: 
«Beschämend»
Erfolgsautor und Ikone Jean Ziegler fi ndet das 
Vorgehen von Geberit «beschämend». Der Kon-
zern stelle sich taub gegenüber den Anliegen 
der von Entlassung bedrohten Arbeiter. Dies, 
obwohl es Alternativen zur beabsichtigten 
Schliessung zweier Werke in Frankreich gebe. 
Mit ihrer Politik fördere Geberit die Verwüstung 
ganzer Regionen, schreibt Ziegler in einer Soli-
daritätsadresse. Als Schweizer Bürger dürften 
wir eine solche Behandlung unserer Nachbarn 
nicht akzeptieren. (rh)

Aktionärsmotto:
Schweigen und
kassieren. SO NICHT: 

Der Zauber - 
trank des 
Allia-Obelix
Bruno Bonnet 
heisst 
Solidarität.

«Die Manager
müssen jetzt
Alternativen
vorschlagen.»

PIERRE GAEL LAVEDER,
ALLIA-GEWERKSCHAFTER

WILDE GALLIER: «Geberit zieht an der Klospülung und bedroht 257 Jobs» – französische Büezer machen Druck in Rapperswil-Jona.
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INSERATE

work sucht Ihren Schnappschuss. Wir suchen die  
schönsten, witzigsten, interessantesten, überraschendsten Bilder. Die besten Einsendungen 
publizieren wir im work und honorieren sie mit Fr. 100.–.

Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto». Schreiben Sie uns, was es 
zeigt und wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, Ihre vollständige Adresse anzugeben. 

Zeigen Sie uns Ihre Fotos!
Wollen Sie eine herausragende Zeitung mitgestalten? 
Bei uns können Sie das in einer Schlüsselposition tun.

Wir sind work, die Zeitung für Arbeit. Wir nennen freche Abzocker, 
schreiben über mutige Belegschaften, kritisieren hemmungslose Job-
vernichter. Wir analysieren die Wirtschaft von unten.

Das tun wir vierzehntäglich in einer Aufl age von 92 906 Exemplaren. 
work gehört der Gewerkschaft Unia, arbeitet aber mit solider redaktio-
neller Freiheit. Wir suchen ab sofort oder nach Vereinbarung eine/-n

Produzentin /Produzenten – 
Redaktorin /Redaktor (80%)

Sie interessieren sich für die Arbeitswelt aus Sicht der Arbeit-
nehmenden. Sie sind an politischen und wirtschaftlichen Zusammen-
hängen inter essiert. Sie haben das Organisationstalent und das 
Durchsetzungs vermögen einer Allrounderin /eines Allrounders. Sie sind 
sprachlich versiert, können Texten den richtigen Feinschliff geben und 
haben ein Händchen für spritzige Titel. Dabei sind Sie pingelig genau 
und zugleich spielerisch kreativ. Sie sind ein Kommunikationstalent und 
sozial kompetent.

Wir erwarten von Ihnen mehrere Jahre Berufserfahrung als Journalis-
tin /Journalist und /oder als Produzentin /Produzent in den Printmedien, 
ein breites Allgemeinwissen sowie Engagement und Eigeninitiative.
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workfrage:
Lohngleichheit 
subito: Was 
halten Sie von 
der Idee einer 
Initiative?
Schreiben oder mailen 
Sie uns Ihre Meinung zu 
diesem Thema! Eine 
Auswahl der Antworten 
lesen Sie in der nächsten 
Ausgabe. E-Mail oder 
Brief an: work, Frage, 
Postfach 272, 
3000 Bern 15, 
redaktion@workzeitung.ch

Die Gewerkschaft Unia 
verlangt vom Gewerk-
schaftsbund, dass er die 
Lancierung einer Initia-
tive zur Durchsetzung der 
Lohngleichheit prüfe. Eine 
prima Idee, fi nden promi-
nente Frauen. Endlich!
SABINE REBER

Noch ist die Lancierung der 
 Subito-Initiative nicht beschlos-
sen – doch bereits wird die Idee, 
die von den Frauen in der Unia-
Geschäftsleitung stammt, breit 
begrüsst. Zum Beispiel von SP-
Nationalrätin Susanne Leuteneg-
ger Oberholzer (69). Die Ökono-
min und Juristin sagt: «Tiefe 
Frauenlöhne bedeuten weniger 
Einkommen heute und weni-
ger Altersrente morgen. Der 
Milliardenbschiss an den 
Frauen muss jetzt endlich ge-
stoppt werden. Die vorgeschla-
gene Subito-Initiative der Unia 
ist die richtige Antwort. Nötig 
ist auch eine gerechte Vertei-
lung der Erwerbs- und der Be-
treuungsarbeit zwischen Män-
nern und Frauen. Ebenfalls 
 subito.»

Das fi ndet auch die erste 
Bundesrichterin der Schweiz, 
Margrith Bigler-Eggenberger (84), 
die sich schon Jahrzehnte lang 
für die Gleichstellung einsetzt: 
«Wie kann Lohngleichheit für 
gleiche Arbeit endlich herge-
stellt werden? Möglicherweise 
durch Druck mit einer Durch-
setzungsinitiative, die die 
 Umsetzung von Lohngleichheit 
zugunsten von Frauen auf Ver-
fassungsstufe, also in unserem 
Grundgesetz, zu erzwingen ver-
sucht? Warum auch nicht – es 
wäre den Versuch wert.»

 
HÖCHST UNFAIR
Die Lohndifferenz zwischen 
Mann und Frau beträgt immer 
noch rund 20 Prozent. Wie viel 
davon nicht mit «objektiven» 

Faktoren erklärt werden kann, 
ist immer wieder Gegenstand 
von Diskussionen. Die Finanz- 
und Bankenprofessorin Gabrielle 
Wanzenried (48) von der Hoch-
schule Luzern sagt dazu: «Ge-

mäss einer aktuellen Studie des 
Büros Bass können 42 Prozent 
des Lohnunterschiedes zwi-
schen Frauen und Männern 
nicht durch objektive Faktoren 
wie Bildungsniveau, Alter, Be-
ruf, Unternehmenszugehörig-
keit usw. erklärt werden.» Das 
sei hoch, sogar «höchst unfair» 
und «führt zu Ineffi zienzen 
und somit zu einem Wohl-
fahrtsverlust». Auch Professo-
rin Wanzenried begrüsst des-
halb die Subito-In itiative und 
meint: «Der Markt löst das 
 Problem nicht, und deswegen 

braucht es eine verstärkte Regu-
lierung und griffi ge Massnah-
men für eine  zeitgemässe und 
rasche Um setzung der Lohn-
gleichheit.» 

Viel mehr Tempo bei der 
Gleichstellung wünscht sich 
auch Schauspielerin Mona Petri 
(40). Im Schweizer Spielfi lm 
«Verliebte Feinde» schlüpfte sie 
geschmeidig in die Haut der 
Schweizer Feministin Iris von 
Roten, jetzt sagt sie: «Ich 
begrüsse diese Initiative von 
Herzen! Als günstige Nebenwir-
kung wird dank einer Initiative 
das Thema Gleichstellung zu-
sätzlichen Fokus bekommen 
und zu mehr Bewusstsein füh-
ren. Auch deshalb ist eine In-
itiative wichtig.» 

Und weil sie den nötigen 
politischen Druck erzeugen 
könnte, sagt SP-Nationalrätin 
Bea Heim (71): «Denn viele Her-
ausforderungen unserer Sozial-
werke wären kleiner, wenn 
Frauen für gleichwertige Arbeit 

den gleichen Lohn bekämen. 
Höchste Zeit für die von der 
Unia vorgeschlagene Subito- 
Initiative – wir müssen Druck 
machen!»

STADT BERN MACHT’S VOR
Lohngleichheit ist durchsetz-
bar. Das zeigt die Sozial- und Bil-
dungsdirektion der Stadt Bern. 
Die grüne Direktorin  Franziska 
Teuscher (59) ist stolz darauf 
und meint: «In meiner Direk-
tion beträgt der Lohnunter-
schied null Franken.» Die Stadt 
Bern habe die Lohngleichheit 
durchgesetzt. Und was Bern 
könne, könnten andere auch. 
Teuscher: «Darum braucht’s 
nun die Subito-Initiative.»

Das sieht auch Monique 
 Ryser (54) so. Als Präsidentin der 
Business & Professional Women 
(BPW) hatte sie die ersten Equal 
Pay Days der Schweiz organi-
siert. An die Adresse der Arbeit-
geber sagt sie: «Wer Bürokra-
tiemonster ruft, wenn er das 

Stichwort Lohngleichheit von 
Frau und Mann hört, muss eine 
 eigenartige Lohnbuchhaltung 
haben. Und ein eigenartiges 
Menschenbild. Starten wir also 
die Initiative ‹Lohngleichheit 
subito› – damit auch diese ‹gött-
liche Ordnung› endlich abge-
löst wird.» 

«Die göttliche Ordnung» 
heisst der aktuelle Schweizer 
Spielfi lm über das Frauen-
stimmrecht. Seiner Regisseurin, 
Petra Volpe (46), hat work in Sa-
chen Subito-Initiative ebenfalls 
auf den Zahn gefühlt. Und hier 
ihre spontane Reaktion: «Ich be-
fürworte diese Initiative – es 
muss in dieser Sache endlich 
vorwärtsgehen! Es ist so beschä-
mend, dass wir Frauen nicht 
gleich viel verdienen und dass 
diese Tatsache auch immer wie-
der dreist verleugnet wird.»

MUT UND KRAFT
Immer noch sind Frauen in Ver-
waltungsräten und Geschäfts-

leitungen in der Schweiz stark 
untervertreten. Ob eine Initia-
tive auch dagegen antreten 
müsste, müsse man genau ab-
klären, sagt die grüne National-
rätin Christine Häsler (54), für 
die die Unia-Idee «genau richtig 
kommt.  Es muss endlich etwas 
geschehen!» 

Das fi ndet auch die Berner 
Fürsprecherin und Notarin Mari-
anne  Jacobi  (64). Sie hofft, dass 
eine Subito-Initiative den frau-
endiskriminierenden Arbeitge-
bern Beine machen würde, und 
weist zudem darauf hin, «was 
die Frauenlohndrücker schon 
heute das Fürchten lehrt: wenn 
sie öffentlich angeprangert 
werden – von Gewerkschaften 
und Frauenorganisationen, von 
Medien wie work. Und vor al-
lem auch durch Klagen vor 
Schlichtungsstellen und Ge-
richten. Dazu braucht es Mut 
und Kraft.» Doch das Paragra-
phenrecht bleibe wirkungslos, 
wenn es nicht eingefordert 
werde. 

Unia will, dass Lohngleichheit von Mann und Frau endlich durchgesetzt wird:

Subito-Initiative stösst auf breites Interesse

Zeigen Sie uns Ihre Fotos!

FRANZISKA TEUSCHER: 

«Es braucht die Initiative»

SUSANNE LEUTENEGGER 

OBERHOLZER: «Richtige Antwort» 

MARGRITH BIGLER-EGGEN-

BERGER: «Den Versuch wert»

GABRIELLE WANZENRIED: 
«Markt löst Problem nicht»

MONA PETRI: «Von Herzen dafür»

PETRA VOLPE: «Beschämende Schweiz»MARIANNE JACOBI: 
«Lohndrücker anprangern»

BEA HEIM: 
«Jetzt Druck machen»

MONIQUE RYSER: 

«Starten wir!»

CHRISTINE HÄSLER: «Genau richtig!»

FOTOS: KEYSTONE, IRIS KREBS, BENJAMIN MANSER, ZVG

Initiativ-Idee kommt
von den Frauen aus
der Unia-Spitze.



Rund 30 Baubüezer 
der Genfer Filiale der 
Walo Bertschinger 
AG haben die Arbeit 
 niedergelegt, um 
 gegen ihre Entlassung 
zu protestieren. work 
war dabei.
SABINE REBER

10 Uhr morgens an der Rue Caroline 
im Genfer Quartier L’Acacias, ein eisi-
ger Wind fegt durch die Quartier-
strasse. Zwei Beizentische stehen vor 
 einem Bauwagen, in einer Pfanne 
dampft Tee. Flyer und Protestschrei -
ben liegen auf. An die 30 Büezer sind 
da, Italiener, Portugiesen, Schweizer, 

Franzosen, Senega-
lesen. Die Hälfte 
von ihnen sind 
schon über 55 Jahre 
alt. Sie wurden ent-
lassen, weil die 
 bekannte Zürcher 
Baufirma Walo 

Bertschinger, die in der Branche alle 
nur «Walo» nennen, ihre Genfer Filiale 
schliesst. Nun kämpfen die Männer für 
einen besseren Sozialplan. Walo bot 
ihnen nur einen Monatslohn Entschä-
digung an, obwohl viele von ihnen seit 
20 oder gar 30 Jahren dabei sind. 

Die Arbeiter sind aufgebracht an 
diesem Morgen. Walo bot einigen an, 
in Lausanne weiterzuarbeiten, ande-
ren wurden höhere Entschädigungen 
in Aussicht gestellt. «Offensichtlich 
versuchen sie uns zu spalten», ärgert 
sich ein Dampfwalzenmaschinist, 
«dem einen bieten sie das an und dem 
anderen dies. Aber nichts da, wir hal-
ten zusammen!» 

100-JAHR-JUBILÄUM
Die Nerven sind angespannt, die Män-
ner treten von einem Fuss auf den an-
deren, reiben sich die grossen, schwie-
ligen Hände. Der Wind geht durch 
Mark und Bein. Ibrahim Konko (36), 
Unia-Mitglied der Verhandlungsdele-
gation der Walo-Arbeiter, lacht und 
sagt: «So schnell geben wir nicht auf, 
wir sind abgehärtet.» Der Senegalese 
arbeitet als Asphaltierer, schon seit er 
17 Jahre alt ist. Er lebt mit Frau und 
zwei Töchtern in der Nähe der franzö-
sischen Stadt Annemasse und ist 
Grenzgänger. In seiner Freizeit spielt 
er Fussball und engagiert sich in 
 einem Quartierverein. Er ist nicht ei-
ner, der rasch den Kopf hängen lässt. 
Aber jetzt hat Konko genug: «Wir 
 haben uns all die Jahre aufgeopfert, 
haben geschwitzt und gechrampft, da-
mit es der Firma Walo gutgeht, und 
nun werfen sie uns einfach weg, als ob 
das alles nichts zählte.» 

Derweil ruft Luis Gouveira (49): 
«Wo ist Monsieur Walo? Er soll endlich 
herkommen und mit uns reden!» Der 
Portugiese arbeitet seit 18 Jahren bei 
Walo in Genf als Magaziner. Er setzt 
sich auf die Holzbank, sagt mit ent-
täuschter Stimme: «Herr Walo hat 
keine Zeit für uns, er muss die Feier-
lichkeiten zum 100-Jahre-Firmenjubi-
läum vorbereiten. Und was bekommen 
wir als Geburtstagsgeschenk? Die Ent-
lassung!»

PÉPÉ, DER GROSSVATER
«Pépé l’ancien» ist mit seinen 59 Jah -
ren der älteste der Walo-Arbeiter. Er 
werde von allen um Rat angegangen, 
erzählt der dreifache Grossvater. «Frag 

Pépé l’ancien», heisse es immer, «Pépé 
kann dir sicher helfen!» Aber nun 
weiss er auch nicht mehr weiter. Er ver-
stehe ja die Situation von Monsieur 
Walo, sagt er, der habe es in Genf näm-
lich nicht einfach: «Der Kanton ist 
klein, und es gibt hier zu viele Baufir-
men. Die Konkurrenz ist riesig.» Aber: 
«Es gab eben auch schlechte Führung. 
Zwei Filialleiter wurden wegen Inkom-
petenz entlassen.» Pépé betont: «Den 
Fehler machten sie in den Büros und 
nicht wir Arbeiter auf der Baustelle. 
Warum sollen wir es ausbaden?» Sein 
Kollege Antonio, der seit 30 Jahren auf 
Schweizer Baustellen arbeitet, er-
gänzt: «In den letzten Jahren haben sie 
viele Extras von uns verlangt, wir 
 haben immer wieder nachts und auch 
am Wochenende gearbeitet, ohne zu 
 murren.»

GUTE UND SCHLECHTE ZEITEN
Und Pépé erzählt von zufriedenen 
Kunden, die ihnen Wein und Schoko-
lade geschenkt hätten: «Wir wurden 
überall beglückwünscht für unsere 
hervorragende Arbeit.» Mit Tränen in 
den Augen sagt er: «Ich bin seit dem 

1. November 1979 bei Walo. Damals 
hiess die Firma noch Auberson. Wir 
 Ältere waren schon vor Herrn Walo 
da.» Pépé sagt, es gehe hier nicht «nur» 
um einen besseren Sozialplan. Es gehe 
um Respekt und Würde. Und ausser -
dem sollten die sechs Arbeiter, die be-
reits Ende 2016 entlassen wurden, 
auch in den Sozialplan aufgenommen 

werden. Wilson Berner (41), Maurer 
aus Genf, ist einer von ihnen. Er sei 
 immer noch arbeitslos, sagt er, aber   
er werde schon zurechtkommen. Er sei 
aus Solidarität mit den Älteren da: «Sie 
haben mich ausgebildet, sie haben mir 
beigebracht, wie man arbeitet und 
durchhält in guten und schlechten 
Zeiten.» 
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Generali:  
Sozial-
plan steht
NYON VD. Die Angestellten von 
Generali in Nyon können einen 
weiteren Erfolg feiern: Sie 
 haben mit der Direktion einen 
anständigen Sozialplan aus-
gehandelt. Dies, nachdem sie 
 bereits im Februar erreicht 
 hatten, dass der Versicherungs-
konzern nur knapp die Hälfte 
der ursprünglich geplanten  
108 Arbeitsplätze nach Adlis-
wil ZH verlagert.
Alle Betroffenen, die nicht in 
Adliswil arbeiten wollen, erhal-
ten eine Abgangsentschädi-
gung von einem bis acht 
 Monatslöhnen, je nach Alter 

und Dienstjahren. Zudem kön-
nen sie Coaching und Weiterbil-
dung bis zu einem Betrag von  
20 000 Franken pro Person  
beanspruchen. Wer bereits 63 
oder älter ist, kann sich vorzei-
tig pensionieren lassen.
Im Branchenvergleich sei dies 
ein guter Sozialplan, resümiert 
Unia-Mann Arnaud Bouverat. 
Allerdings seien die Verhand-
lungen sehr schwierig ge-
wesen. Erst nach zwei halben 
Streiktagen habe Generali 
 überhaupt in Gespräche ein-
gewilligt: «Nur dank der Ent-
schlossenheit der Belegschaft 
konnten wir dieses Resultat 
 erzielen.»

Rentenklau- 
streik bei BMW
LONDON. Das lassen sich die 
britischen BMW-Angestellten 
nicht bieten: Der Autokonzern 
will ihre Renten massiv ver-
schlechtern – und dies, obwohl 
BMW letztes Jahr einen Rekord-
gewinn von 6,9 Milliarden Euro 
erzielte. 
Jetzt beschlossen die Auto-
bauer, an acht Tagen im April 
und Mai zu streiken. Bis zu 
3500 Arbeiterinnen und Arbeiter 
würden die Arbeit niederlegen, 
so die Gewerkschaft Unite, die 
grösste der Britischen Inseln. 
Still stehen werden zwei BMW-
Fabriken sowie je eine der 
 Marken Mini und Rolls-Royce. 

Keine Regeln für 
private Security
BERN. Nach wie vor soll es in 
der Deutschschweiz keine all-
gemeingültigen Vorschriften für 
private Sicherheitsdienste ge-
ben. Die Kantone haben ein ent-
sprechendes Konkordat sistiert. 
In einem Communiqué bedauert 
die Unia den Schritt: «Das Kon-
kordat hätte endlich den priva-
ten Sicherheitsdiensten Regeln 
gesetzt und Ausbildungsstan-
dards festgelegt.» Jetzt müssten 
diese im Gesamtarbeitsvertrag 
der Branche genauer geregelt 
werden, fordert die Gewerk-
schaft. Zudem solle dieser aus-
geweitet werden, so dass auch 
Betriebe mit weniger als zehn 
Angestellten darunter fallen.

PÉPÉ L’ANCIEN: Er ist der älteste der Bauarbeiter. Seit dem 1. November 1979 arbeitet er bei Walo. Es geht 
ihm und seinen Kollegen (kleine Bilder) um einen besseren Sozialplan – und vor allem auch um Respekt für 
die Leistungen und die Loyalität in den vergangenen Jahrzehnten.  FOTOS: PIERRE ALBOUY, ERIC ROSET

Die Zürcher Baufirma Walo Bertschin-
ger AG hatte im März die Schliessung 
ihrer Filiale in Genf bekanntgegeben 
und alle rund 40 Angestellten entlas-
sen. Da es zu keiner Einigung über 
 einen angemessenen Sozialplan kam, 
hatten die rund 30 betroffenen Bau-
arbeiter ihre Arbeit während insge-
samt sieben Tagen niedergelegt. Sie 
wurden dabei unterstützt von den 
 Gewerkschaften Unia, Syna und SIT. 
Schliesslich wurde das lokale 
Schiedsgericht einberufen. Nach Arti-
kel 78 des Landesmantelvertrages für 
das schweizerische Bauhauptgewerbe 

ist «während der ganzen Dauer der 
Verfahren vor der paritätischen Berufs-
kommission und vor dem Schieds-
gericht jegliche Auseinandersetzung 
über Verlauf und Inhalt der Verhand-
lungen in der Öffentlichkeit zu unter-
lassen». 

VERHANDLUNGEN. Walo Bertschinger 
und seine Firma wollen aus diesem 
Grund keine Stellung nehmen. Auch 
die Gewerkschaft Unia hält sich an 
 Artikel 78 und gibt darum keine De-
tails preis, solange die Verhandlungen 
weiterlaufen. (sr)

Genfer Walo-Büezer wollen fairen Sozialplan

«Monsieur Walo soll 
endlich kommen!»

«So schnell 
geben wir 
nicht auf!»

IBRAHIM KONKO,  
WALO-BÜEZER

 Walo Bertschinger: So geht es weiter

IHR WIDERSTAND HAT SICH 
GELOHNT: Generali-Angestellte  
in Nyon VD.  FOTO: UNIA



online

«Uber»-Aktion bei Post 
und SBB – der Film

online

Die Gewerkschaften Unia, SEV und Syndi-
com haben vor den Hauptsitzen von Post 
und SBB in Bern eine Protestaktion gegen 
deren Zusammenarbeit mit dem Dumping-
fahrdienst Uber durchgeführt. Verärgerte 
 Taxichauffeure, die unter dem Dumpingfahr-
dienst leiden, haben sie dabei unterstützt. 
Den Film zur Aktion fi nden Sie auf: 
www.unia.ch/uber-illegal

Dumping in Transportbranche

Die letzten 
Dämme
Die Löhne sind kaum irgendwo so stark un-
ter Druck wie bei den Chauffeuren. Unter-
nehmer aus Osteuropa hetzen Lastwagen-
fahrer für ein paar Euro Stundenlohn im 
Transitverkehr quer durch Europa. Noch 
gibt es Dämme, die das schlimmste Dum-
ping verhindern: die Gewichtslimite von 
maximal 40 Tonnen pro Fahrzeug, das 

Nacht- und Sonntagsfahrverbot und das 
Verbot der «Kabotage»: Transporte inner-
halb eines Landes dürfen nicht von Unter-
nehmen aus dem Ausland gemacht werden. 
Mit diesen Regulierungen ist einigermas-

sen gesichert, dass die 
Firmen für Inlandtrans-
porte ortsübliche Löhne 
bezahlen. In Österreich 
hat die Gewerkschaft 
Vida aber festgestellt, 
dass ausländische Unter-
nehmen bereits 20 Pro-

zent der Binnentransporte ausführen, 
trotz Kabotageverbot. Das bedeutet einen 
Verlust von 10 000 Arbeitsplätzen.

HUNGERLÖHNE. Nun wollen die neolibera-
len Turbos diese Dämme überall schleifen. 
Die Transportpreise sollen weiter fallen, ob-
wohl sie die Gesamtkosten schon lange 
nicht mehr decken. Zuoberst auf der Ab-
schussliste steht das Verbot der Kabotage. 
Ist es weg, fällt auch die einheimische 
Transportwirtschaft – von Italien über die 
Schweiz bis nach Schweden. Gemeinsame 
Sache mit den Neoliberalen machen die 
osteuropäischen Regierungen. Sie wittern 
grosse Geschäfte. Ihnen ist egal, wenn Fah-
rer aus ihren Ländern zu Hungerlöhnen 
rumkurven müssen. Für diese sind Chauf-
feuren-Gasthöfe längst Nostalgie. Tagelang, 
wochenlang leben sie in ihren Kabinen an 
den Strassenrändern und ernähren sich 
von Mitgebrachtem. Weil sie die Preise vor 
Ort mit ihren Löhnen nicht zahlen können.

Für die Gewerkschaften der Europäi-
schen Transportarbeiterföderation (ETF) ist 
deshalb klar: Zu zahlen sind die Löhne vor 
Ort. Giorgio Tuti, Präsident der Schweizer 
Bähnlergewerkschaft SEV und der ETF-
Bähnler, fordert: «Schweizer Löhne auf 
Schweizer Strassen und Schienen.» Dazu 
müssten die bestehenden Dämme gehal-
ten und verstärkt werden. Zum Beispiel 
mit allgemeinverbindlichen Gesamtar-
beitsverträgen.

Schweizer
Löhne auf
Schweizer
Strassen.

Andreas Rieger ist Unia-Sekretär
und vertritt den SGB im Europäischen 
Gewerkschaftsbund (EGB).

Riegers Europa

Er heisst Lenín Voltaire Moreno Garcés 
und ist der neue Präsident von Ecuador. 
Mit seinem Namen hatte er wesentlich 
mehr Glück als die vielen Hitlers, die in 
Brasilien frei rumlaufen.
MICHAEL STÖTZEL

Lilian Garcés und Servio Moreno, ein mittel-
ständisches kommunistisches Lehrerehepaar, 
haben vielleicht davon geträumt, dass ihr 1953 
geborener Sohn einmal Grosses vollbringen 
und hochintelligent werden würde. In dieser 
Reihenfolge. So gaben sie ihm den Namen 
Lenín Voltaire, nach dem russischen Revolutio-
när und dem französischen Philosophen der 
Aufklärung. In kommunistischer Bescheiden-
heit riefen sie ihn in seiner Jugend nur Vol-
taire. Sie konnten ja nicht ahnen, dass er ein-
mal die Staatsspitze erklimmen würde.

In Ecuador wie auch in ganz Südamerika 
 geben Eltern ihren Kindern gerne die Namen 
historischer Grössen. Offenbar auch, ohne sich 
dar um zu kümmern, was das genau für Grös-
sen waren.

STALIN PÉREZ BORGES
Erheblich mehr Pech als Moreno hatte zum Bei-
spiel der führende venezolanische Gewerk-
schafter Pérez Borges, der als Trotzkist für Ar-
beiterselbstverwaltung kämpft. Sein Vorname: 
Stalin. Offenbar hat er sich nie darum bemüht, 
den Namen des Trotzki-Mörders los zu werden. 

Einigermassen bestürzend für europäi-
sche Gemüter sind die vielen Hitlers oder Mus-
solinis, die vor allem in Brasilien herumlaufen. 

Prominent war zum Beispiel Hitler Mussolini 
Pacheco, Polizeichef im Teilstaat Goiânia. Ein 
Apotheker aus São Paulo heisst Adolfo Hitler 
Ferreira Santos – und leidet unter seinem Na-
men. Er registriert genau, wenn er auf Ableh-
nung stösst. So erzählt er von der schwarzen 
Krankenschwester, bei der er einmal Blut spen-
dete. Aufgrund seines Namens weigerte sie 
sich, ihm die Hand zu geben. Sein Vater ver-
ehrte die Nazis, er wusste also, was er tat. Und 
nannte seinen zweiten Sohn gleich Himmler 
Hitler Göring. Da können die brasilianischen 
Eisenhowers, Rambos, Goethes, Elvis Presleys, 
Einsteins, Hirohitos, Osama-Bin-Ladens oder 
Mao-Tse-Tungs fast schon aufatmen. 

Auffällig: In den entsprechenden Listen 
fi ndet sich weder Fidel noch Castro. Beide 
 Namen sind im spanischen Sprachraum zu 
normal und zu weit verbreitet, um an den 
 Máximo Líder zu erinnern. Auf Kuba selbst ist 
jeder Kult um den Alten verboten.

CHRIST MERKEL
Das brasilianische Zivilrecht erlaubt Eltern bei 
der Namensgebung ihrer Kinder praktisch 
 alles. So wie es umgekehrt Erwachsenen, die 
unter den verrückten Ideen ihrer Eltern leiden, 
ermöglicht, ohne Angabe besonderer Gründe 
ihre Vornamen zu ändern. Einziger Hinde-
rungsgrund: Die obligatorische Beschäftigung 
eines Anwalts und die Änderung aller offi ziel-
len Papiere ist nicht billig.

Kleine Hitlers gibt es nicht nur weit weg 
in Südamerika. Durch die Presse ging 2008 das 
Geschick des armen Adolf Hitler Campbell aus 

New Jersey, USA. Vater Heath, damals 35, hatte 
zum dritten Geburtstag seines Söhnchens bei 
einem Supermarkt eine Torte mit dessen 
 Namenszug bestellt – und geriet an einen ge-

schichtsbewussten 
Confi seur, der sich 
standhaft weigerte, 
den Auftrag auszu-
führen. Nach An-
griffen in der Lokal-
presse und im Netz 
verteidigte sich Va-

ter Heath: «Das Kind wird nicht aufwachsen 
und tun, was Hitler getan hat.» Wenn das nicht 
beruhigend ist.

Auch die Standesämter in Deutschland 
 gerieten im Zuge der anfänglich grosszügi-
gen Flüchtlingspolitik von Bundeskanzlerin 
 Angela Merkel in Schwierigkeiten. Die Kame-
runerin Georgette Mbaha verlangte 2015 in 
Brandenburg, dass ihr Neugeborener auf den 
Namen «Christ Merkel» eingetragen werde. 
Wenn er gross sei, solle er genauso vielen Men-
schen helfen wie die Kanzlerin und Jesus Chris-
tus, begründete sie ihren Entscheid. Und die 
ghanesische Flüchtlingsfamilie Adé liess ihre 
Tochter in Hannover gleich «Angela  Merkel» 
taufen. In beiden Fällen zogen die  Behörden 
das Namenskundliche Zentrum der Universi-
tät Leipzig zu Rate. Es spreche nichts dagegen, 
antwortete ihnen die Universität. Denn 
«Christ», «Angela» und selbst «Merkel», eine alt-
deutsche Koseform für Namen, die mit Mark- 
oder Merk- beginnen, stünden bereits in den 
Verzeichnissen der Standesämter.

Viele Kinder
leiden unter
der Verrücktheit
ihrer Eltern.

In Südamerika blühen die Namen grosser Männer 

Wieder ein Lenin an der Macht

Biberli
meint:
«Mein
Name ist
Hase.»

Lenin, Adolf & Jesus: Schweiz erlaubt fast alles
Auch in Zürich wäre es möglich, 
sein Kind «Lenin» zu nennen. 
 Roland Peterhans, der Präsident 
des Schweizerischen Verbandes 
für Zivilstandswesen und Leiter 
des Zürcher Zivilstandsamtes, 
würde allerdings mit den Eltern 
reden, wenn er eine entspre-
chende Meldung aus einer Ge-
burtsstation erhielte. Er sagt zu 
work: «Ich würde sie fragen, ob ih-
nen bewusst sei, was sie dem Kind 
da aufbürdeten.» 

3 LENINAS. In Deutschland und in 
 Österreich darf ein Kind nicht 
 «Lenin» genannt werden. In der 
Schweiz dagegen gebe es gesetz-
lich kaum Einschränkungen der 
elterlichen Freiheit bei der Na-
mensgebung, meint Peterhans. 
Die Interessen des Kindes dürften 
nicht «offensichtlich verletzt wer-
den», besagt die nationale Zivil-

standsordnung. Zudem fordert 
sie, dass der «Vornamenscharak-
ter» gewahrt und das Geschlecht 
des Kindes erkennbar sei. Die Um-
setzung dieser Vorgaben sei aber 
den 140 Zivilstandsämtern über-
lassen und damit  «alles andere als 
klar». So kommt nicht nur in Zü-
rich der Name  Lenin durch: Trotz 

zweifellos vernünftigen Argumen-
ten der Ämter liessen sich 2015 
laut Bundesamt für Statistik (BfS) 
schweizweit  immerhin 24 Eltern 
nicht umstimmen. Und weitere 
drei Paare bestanden auf «Lenina».

Anderes Beispiel, «Adolf». 
«Den würde ich nicht verweigern», 
sagt Peterhans. «Es wäre nicht fair, 

ihn direkt mit Hitler zu verbin-
den.» Das fanden 2015 wohl auch 
die Eltern von 2499 Knaben. Oder 
«Jesus»? Peterhans: «Das ist ein nor-
maler Vorname, da würde ich aber 
auch die Eltern anrufen und versu-
chen, sie umzustimmen.» 

1000 GOTTESSÖHNE. Oft genug 
ohne Erfolg angesichts der vielen 
spanischen Mi grantenfamilien, für 
die Jesús ein populärer Vorname 
ist. Schweizweit machten sich 2015 
fast 1000 kleine Gottessöhne (Jesus 
und Jesús) auf den Weg in eine 
nicht übertrieben christliche Ge-
sellschaft. Der bekannte Bieler 
Unia-Mann Jesus Fernandez ist also 
nicht allein, er hat lediglich im 
Sprachgebrauch der Gewerkschaft 
die Akzente verloren.

Insgesamt registrierte das BfS 
2015 knapp 55 000 verschiedene 
Vornamen in der Schweiz. Die 

Phantasie der Eltern sei fast gren-
zenlos, meint der Standesbeamte 
Peterhans. Immerhin, ein verbrei-
tetes Vorurteil ist zu korrigieren: 
Es gab nur 12 000 Kevins und gut 
9000 Chantals. (ms)

«Ich würde mit den
Eltern reden.»
 ROLAND PETERHANS, LEITER 

ZIVILSTANDSAMT ZÜRICH

FRISCH GEWÄHLT: Lenín Moreno mit seiner Frau Rocío González. Ihr Vorname ist übrigens eher poetisch als politisch: Er bedeutet «der Tau».  FOTO: REUTERS
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Wieder muss Griechen-
land ein Sparpaket in Mil-
liardenhöhe akzeptieren. 
Kommt das Land so auf 
die Beine? Übersteht die 
linke Syriza-Regierung 
diese Aufl agen? Fragen 
an Syriza-Mitbegründer 
Giorgos Chondros *.

MICHAEL STÖTZEL

work: Ihre Regierung hat sich am 
letzten Wochenende mit den Geld-
gebern grundsätzlich über die Freigabe 
neuer Kredite geeinigt. Voraussetzung: 
 Haushaltseinsparungen von über 
3 Milliarden Euro. Können Sie das 
überhaupt schaffen?
Giorgos Chondros: Es handelt sich nicht um 
neue Kredite, sondern um eine Tranche 
vom alten Kredit. Leider verlangen die 
Geldgeber jedes Mal, wenn eine Tranche 
ausbezahlt werden muss, neue Kürzungen, 
die vorher nicht vereinbart waren. Nach 
sehr harten Verhandlungen haben wir 
 einerseits Einsparungen in der Höhe von 
zwei Prozent des Bruttoinlandprodukts ak-
zeptiert, andererseits aber auch Erleichte-
rungen der Sparaufl agen im Umfang von 
ebenfalls zwei Prozent erreicht. Im Hin-
blick auf den Staatshaushalt ist das also ein 
neutrales Ergebnis.

Aber damit kommt Griechenland doch 
nicht weiter?
Damit das Land aus der Krise kommt, 
braucht es erstens einen entschiedenen 
Schuldenschnitt und zweitens mehr Ent-
scheidungsfreiheit. Wenn die Regierung 
den Raum erhält, um ihre Politik zum Wie-
deraufbau des Landes umzusetzen, dann 
schaffen wir es.

Und wenn Sie diesen Raum, den Sie 
 fordern, nicht erhalten? Können Sie 
sich heute vorstellen, den Euro auf-
zugeben?
Die Mehrheit der Griechinnen und Grie-
chen ist nach wie vor für einen Verbleib im 
Euroraum. Besser gesagt, sie sind gegen ei-
nen ungeordneten Grexit, weil ihnen be-
wusst ist, was der bedeutet: den totalen 
Bankrott. Fraglich bleibt meiner Meinung 
nach allerdings, ob der Euro die neolibe-
rale Sparpolitik überstehe.

Vorerst bleibt für Sie aber die Fort-
setzung der für eine linke Regierung 
schrecklichen Sparpolitik?
Wir alle haben noch im Jahr 2015 geglaubt, 
dass allein unser Wille genügen würde, um 
die brutale Sparpolitik in Europa zu been-
den. Doch die erforderliche politische Soli-
darität ist leider ausgeblieben. Da spreche 
ich nicht von den Menschen, die europa-
weit sehr solidarisch waren und es immer 
noch sind. Ich spreche davon, dass Grie-
chenland von Seiten der verschiedenen 
 Regierungen absolut keine Unterstützung 
erhielt. Deswegen wurde der linke Syriza-
Ministerpräsident Tsipras 2015 gezwun-
gen, ein Abkommen zu unterschreiben, 
das mit unseren Zielen absolut nichts zu 
tun hat. Den europäischen Geldgebern 
ging und geht es darum, dass von Grie-
chenland weder eine politische noch eine 
wirtschaftliche Alternative zu ihrem Neo-
liberalismus ausgehen darf. Umgekehrt 
muss es weiterhin unser Ziel sein, dass sich 
alle linken Kräfte in Europa zusammen ge-

gen den EU-Sparhammer wehren. Leider se-
hen wir aber in letzter Zeit, dass Europa 
eher nach rechts driftet.

Das scheint auch in Griechenland 
selbst zu passieren. Umfragen sehen 
die alte Rechte wieder klar vor Syriza.
Ich glaube nicht, dass die Griechen zum al-
ten Regime zurückkehren möchten. Trotz 
den schlechten Werten in den Umfragen. 
Sonst hätten sie 2015 nicht gleich zweimal 

Syriza gewählt. Trotz den grossen Schwie-
rigkeiten verstehen die Griechen, dass 
diese Regierung alles versucht, um das 
Land aus der Krise zu führen. 

Was hat sie denn bisher erreicht? 
Fast 3,5 Millionen Menschen in Griechen-
land haben den Zugang zum öffentlichen 
Gesundheitswesen verloren. Sei es, weil sie 
arbeitslos geworden waren, sei es, weil sie 
ihre Sozialversicherung als Selbständige 
nicht mehr bezahlen konnten. Seit einigen 
Monaten haben jetzt alle, die in Griechen-
land leben, wieder freien Zugang zu den 
Spitälern. Kostenlos und ohne Bürokratie. 
So etwas gibt es sonst in ganz Europa nicht.

Und das funktioniert? Den Spitälern 
wurden in den letzten Jahren doch die 
Budgets radikal gekürzt.
Die Kürzungspolitik traf die Bereiche von 
Gesundheit, Bildung und insgesamt den 
Sozialstaat schwer. Die Regierung tut alles, 
um diese Politik umzudrehen, und zum 

Glück hat sich da auch schon einiges ge-
bessert. Zum Beispiel wurden 2000 neue 
Stellen besetzt. Unter der Radarlinie der 
Euro-Kontrolleure. Denn diese haben Grie-
chenland ja verboten, neues Personal anzu-
stellen. 

Wie sieht es mit den Staatseinnah-
men aus? Die damalige französische 
 Finanzministerin übergab Griechen-
land einmal eine lange Liste mit den 
Namen von steuerfl üchtigen reichen 
Griechen. Haben sie inzwischen ihre 
Schulden bezahlt?
Bei unserer Regierungsübernahme waren 
weniger als zwanzig Fälle aus der Liste be-
arbeitet. Heute sind es schon mehrere 
Hundert, und der Staat hat mehrere Hun-
dert Millionen an Steuergeldern kassiert. 
Mit diesen Geldern fi nanzierte die Regie-
rung eine zusätzliche Rente, die sie Ende 
letzten Jahres auszahlte. Die Geldgeber 
konnten das nicht verhindern, weil die bis-
herigen Vereinbarungen mit ihnen besa-
gen, dass wir ab einem bestimmten Pro-
zentsatz über unsere Überschüsse selber 
verfügen dürfen.

Und was ist mit all den Flüchtlingen in 
Griechenland? 
Immerhin gab es hier keine Angriffe auf 
Flüchtlinge wie anderenorts. Wir tun alles, 
was in unseren Möglichkeiten liegt. Aber 
zufrieden mit den Lebensbedingungen der 
Flüchtlinge können wir dennoch nicht 
sein. Wir müssen dringend über die Di-
mensionen reden: Lesbos, eine Insel mit 
85 000 Einwohnern, hat in einem Jahr 
585 000 Flüchtlinge empfangen. Sieben 
Mal die eigene Population. Stellen Sie sich 
das in der Schweiz vor! 
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DIE VERBRECHEN DES 
VIKTOR ORBÁN
Im grünen Glas-und-Beton-Bau an der Avenue 
de France in Genf herrscht Verzweifl ung. 
 Filippo Grandi, der Uno-Hochkommissar für 
Flüchtlinge, und seine über 10 000 Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, die sich weltweit um 
den Schutz und das Überleben von mehr als 

60 Millionen Flücht-
lingen kümmern, 
sind seit einigen 
Wochen mit einer 
Tragödie konfron-
tiert, wie sie schlim-

mer kaum sein könnte: Mehrere der zehn in die 
EU integrierten Staaten Ost- und Zentraleuro-
pas weigern sich, das in der Uno-Flüchtlings-
konvention von 1951 festgeschriebene univer-
selle Menschenrecht auf Asyl für gepeinigte, in 
ihrer physischen Integrität bedrohte Menschen 
weiterhin anzuerkennen.

BRUTALITÄT. Beispiel Ungarn. Ministerpräsident 
Viktor Orbán hat soeben im Parlament ein 
Gesetz durchgebracht, nach dem Asylsuchende 
auf ungarischem Territorium auf unbestimmte 
Zeit ins Gefängnis gesteckt werden können. Auch 
Kinder sollen in den Kerker kommen.
Wer in normalen Gefängnissen keinen Platz 
fi ndet, wird in Konzentrationslager gebracht, 
umzäunt mit rasierklingenscharfem Stachel-
draht. Die «New York Times» (17. 3. 17) schreibt: 
«Diese Menschen werden mit unglaublicher 
Grausamkeit (‹incredible cruelty›) behandelt.» Sie 
würden geschlagen, Schlafentzug und gezielte 
Unterernährung seien an der Tagesordnung.
Ein weiteres ungarisches Gesetz schafft eine 
neue bewaffnete Bürgermiliz, die sogenannten 
Grenzjäger. Sie machen an der Südgrenze zu 
Serbien Jagd auf verzweifelte syrische, irakische 
oder afghanische Familien.
Viktor Orbán ist – wie seine Kollegen in Prag, 
Warschau, Bratislava und Bukarest – eine 
üble, rechtsradikale Figur. Die wehrlosen 
Flüchtlinge bezeichnet er als «trojanische Pferde 
des Terrorismus». Als ob halbverhungerte, 
traumatisierte Menschen eine Gefahr für den 
ungarischen Staat wären.
Die Hilfsorganisation Ärzte ohne Grenzen, die 
allein im letzten Jahr nach eigenen Angaben 
106 «durch vorsätzliche Gewalt» verletzte 
Flüchtlinge pfl egte, redet von «ritualisierter 
Brutalität» dieser Grenzjäger. Der Uno- 
Menschenrechtsrat hat Orbáns Verbrechen 
verurteilt. Dessen Antwort: «Ein charmanter 
Menschenrechtsunsinn.»

SOLIDARITÄT. Ungarn und die anderen ehema-
ligen Oststaaten leben weitgehend vom west-
europäischen Steuerzahler. Allein im letzten 
Jahr kassierte Budapest 6,5 Milliarden Euro an 
«Solidaritätszahlungen». Die «New York Times» 
fragt: «Wann endlich haben die Europäer den 
Mut, konkrete Massnahmen gegen Orbáns 
verbrecherisches Treiben zu ergreifen?»
Die Frage richtet sich auch an den Schweizer 
Bundesrat. Denn an den horrenden Solidari-
tätszahlungen, den sogenannten Kohäsions-
beiträgen, ist auch die Schweiz – genauer: sind 
die Steuerzahlenden – beteiligt. Stellen wir 
diese Zahlungen nicht sofort ein, werden wir 
Schweizerinnen und Schweizer, wie die ande-
ren Europäer auch, zu Komplizen von Verbre-
chen gegen die Menschheit.

Jean Ziegler ist Soziologe, Vizepräsident des beratenden 
 Ausschusses des Uno-Menschenrechtsrates und Autor. 
Sein neuestes Buch, «Der schmale Grat der Hoffnung», ist im 
März 2017 auf deutsch erschienen.

Wir werden zu
Komplizen von
Verbrechen gegen
die Menschheit.

la suisse
existe

Jean Ziegler

Der griechische Linkspolitiker Giorgos Chondros (59) weiss:

«Die Griechen wollen
sicher keinen Grexit»

GIORGOS CHONDROS: «Den europäischen Geldgebern geht es darum, dass von Griechenland 
keine Alternative zu ihrem Neoliberalismus ausgehen darf.»  FOTO: PETER MOSIMANN

* Der 59jährige Giorgos Chondros ist Ethnologe 
und Umweltpolitiker. Er gehörte zu den Grün-
dungsmitgliedern der griechischen Regierungspar-
tei Syriza und ist heute Mitglied des Zentralkomi-
tees. Von ihm erschien 2015 Die Wahrheit über 
Griechenland, die Eurokrise und die Zukunft 
Europas: Der Propagandakrieg gegen Syriza 
(Westendverlag, Frankfurt, 240 Seiten, Fr. 26.90).

Griechenland braucht einen
echten Schuldenschnitt. Und
mehr Entscheidungsfreiheit.



OLIVER FAHRNI

Sie denken, Sie reden gerade mit einer be-
sonders kompetenten und netten Frau 
über Ihre Internetprobleme? Kann sein, 
Sie irren, und am anderen Ende der 
 Hotline spricht ein Roboter. Sie würden 
das merken, sagen Sie? Kaum. Sprach-
erkennung und künstliche Intelligenz ha-
ben rasende Fortschritte gemacht. Swiss-
com führt solche Chatbots gerade ein. 
Banken und Versicherungen haben es 
schon getan.

Maschine ersetzt lebendige Arbeit. 
Darum geht es fast immer beim digitalen 
Umbau der Wirtschaft. Kürzlich stellte 

die Firma Apis Cor in nur 24 Stunden 
ein 6-Zimmer-Haus auf, genauer: sie 
«druckte» es mit einem für den Bau ent-
wickelten 3-D-Drucker. 100 Quadratme-
ter Wohnfl äche. Schnee- und wetterfest. 
Für 10 000 Dollar. Wie das geht? So: apis-
cor.com/en/3d-printer. Schlechte Aus-
sichten für Bauarbeiter.

LAGER AUF RÄDERN
Buch- und andere Händlerinnen kennen 
das Gefühl. Constanze Kurz, Sprecherin 
des Chaos Computer Club in Berlin, wun-
derte sich, dass ihre Bestellung beim 
 Onlinehändler Amazon nach nur zehn 
Minuten eintraf. Sie fand heraus: Ama-
zon fährt einen Teil seines Lagers in 
 Camions herum. Nur: Welche von den 
150 Millionen Artikeln, die der Konzern 
im Angebot hat, werden da geladen? 
 Offenbar schafft es Amazon, aus vielen 
Daten über die soziale Struktur, Konsum-
verhalten, News, soziale Medien usw. her-
auszufi ltern, wann in einer Ecke Berlins 
ein bestimmtes Buch oder Haustierfutter 
und Grillholz bestellt werden könnte. 

Manche halten das für Fortschritt, 
wenn Computer schon mal eine Ware 
 bereitstellen, von der wir erst morgen 
wissen werden, dass wir sie kaufen wol-
len. Oder wenn in Nachrichtenagenturen 
immer mehr News von Maschinen statt 
von Journalistinnen und Journalisten 
 geschrieben werden. Oder wenn die 
Hälfte der weltweit verschickten Tweets 
nicht von Menschen stammen, sondern 
von «social bots», also von Computerpro-
grammen.

INSZENIERTE EUPHORIE
Für Bedenken ist gerade eine schlechte 
Zeit. Es herrscht Technikeuphorie. Die 
 digitale Revolution ist angelaufen, die 
 Industrie 4.0 wird gefeiert. Und insze-
niert. Selbststeuernde Elektroautos sol-
len sämtliche Verkehrsprobleme lösen. 
Die Post macht massenweise Poststellen 
zu, lässt aber erste Paket-Drohnen fl ie-
gen. Mit einem Milliardenprojekt unter 
der Leitung der ETH Lausanne versucht 
die EU, das menschliche Gehirn digital 
abzubilden und zu verbessern. Das Ziel: 

die Verhaltenssteuerung ganzer Gesell-
schaften. 

Automatisierung, auch digitale, 
kennen die Fabrikarbeitenden schon seit 
Jahrzehnten. Roboter ebenso. Digitale 
Techniken und das Internet haben etli-

che Berufsstände ausradiert. Umgekehrt 
haben diese Techniken die Uhrenindus-
trie gerettet und neue Berufe geschaffen.

WAS IST DIESMAL ANDERS?
Früher wurde einfach die herkömmliche 
Massenproduktion rationalisiert, be-
schleunigt und verbilligt. Das betraf vor 
allem die Industrie. Heute gehen die Kon-
zerne daran, die gesamte Produktion, 
also die Arbeit, aber auch die Planung, 
die Verteilung, die Verwaltung und den 
Konsum völlig neu zu organisieren. Mög-
lich machen das vernetzte Computer, die 

im Verbund gigantische Datenmengen 
speichern können. Algorithmen holen 
aus diesen Datenbergen wirtschaftlich 
nützliche Daten. Mit Sensorik, künstli-
cher Intelligenz, sensibler Robotik und 
dezentralen Prozessen werden die Her-
stellung und die Arbeit 4.0 hochgradig 
fl exibilisiert. Und alles wird zu hochkom-
plexen System verknüpft. 

Manches daran ist reizvoll. Man 
könnte sich vorstellen, dass die Digitali-
sierung und die Robotik stumpfsinnige, 
schwere oder gefährliche Arbeit überfl üs-
sig machen. Ökologische Gewinne sind 
möglich durch einen sparsameren Res-
sourceneinsatz, knapp gehaltene Waren-
fl üsse, kürzere Wege, neue Verkehrs- und 
Transportformen. Die vierte industrielle 
Revolution könnte auch für eine starke 
Reduktion der Arbeitszeit genutzt wer-
den. Und eine global schnell wachsende 
Bewegung probt heute in «FabLabs», de-
mokratisch organisierten Hightech-
Werkstätten, mit freier Software und 
Hardware (3-D-Drucker) sogar die ge-
meinschaftliche Produktion ausserhalb 

kapitalistischer Gewinnzwänge und Be-
sitzverhältnisse. Industrielle Revolutio-
nen bauen nie nur die Wirtschaft um. 
Weil sie neue  Arbeits- und Konsumfor-
men erzwingen, stellen sie die ganze Ge-
sellschaft auf den Kopf, bis zum Leben 
der Einzelnen und zur Politik.

TECHNIK IST NEBENSACHE
Dabei stellt sich ein fundamentales Pro-
blem. Die Technikeuphorie täuscht: Tech-
nik bestimmt den digitalen Umbau 
kaum. Gemacht wird im Kapitalismus 
nicht, was möglich oder für das Gemein-
wohl sinnvoll wäre, sondern nur, was 
 innert weniger Jahre rentiert. Die Besit-
zenden investieren weniger denn je in 
die reale Wirtschaft. Vor 30 Jahren setz-
ten sie im Schnitt noch mehr als 20 Pro-
zent des Umsatzes für die Weiterentwick-
lung ein. Heute liegen die Investitionen 
bei jämmerlichen 3 Prozent. 

Ging es bei früheren industriellen 
Revolutionen noch um Massenproduk-
tion für Massenkonsum (was Kaufkraft 
erforderte), zielt der laufende digitale 

Umbau auf die Verbilligung und die Ver-
drängung von Arbeit. Die Hälfte aller Ar-
beitenden könnten durch einen Roboter 
ersetzt werden, behaupten reisserische 
Studien von diversen Universitäten und 
Think-Tanks. So müssen etwa Banker, 
 Bürokräfte, Kassierinnen, Magaziner, 
Buchhalterinnen mit hoher Wahrschein-
lichkeit davon ausgehen, ihren Job zu 
verlieren. Die Digitalisierung werde in 
der Schweiz bis 100 000 Stellen kosten, 
meldete der Kaufmännische Verband. 
Die meisten davon im tertiären Bereich, 
in jenem Sektor, der in den vergangenen 
Jahrzehnten am stärksten wuchs. 

GEWERKSCHAFTEN PARAT
An einer Tagung für Personalvertretun-
gen des Unia-Sektors Industrie unter 
dem Titel «Die vielen Gesichter der Digi-
talisierung» sagte der Ökonom Sergio 
Rossi (Uni Freiburg) im März: «Ich gehe 
davon aus, dass die vierte industrielle 
 Revolution viel mehr Arbeitsplätze zer-
stört, als sie neue schafft.» Ein Grund da-
für: «Es gibt keinen quartären Sektor, in 

den die Arbeitenden ausweichen könn-
ten.» Gesellschaftlich ist das hochexplo-
siv. Rossi plädiert dafür, dass die Wirt-
schaft systemisch neu gedacht werden 
müsse. Unter anderem sollten erhöhte 
Steuern auf dem Kapital «die Mittel be-

reitstellen, um die Betroffenen im Wirt-
schaftsleben zu halten».

Derweil wappnen sich die Gewerk-
schaften für harte Auseinandersetzun-
gen. Unia und Syndicom wollen beide im 
Herbst digitale Strategien publizieren. 
Schlimme Beschäftigungsprognosen hal-
ten sie für Versuche, den Druck auf die 
Arbeitenden zu erhöhen (siehe Text «Di-
gital brutal vs. Digital sozial). Manuel 
Wyss von der Unia Industrie: «Die Digita-
lisierung ist gestaltbar. Wir nehmen die 
Herausforderung an.»

Arbeitgeber wollen die 
beginnende vierte indus-
trielle Revolution für einen 
Kahlschlag an sozialen 
Errungenschaften und 
Gewerkschaften nutzen. 
OLIVER FAHRNI

Technische Umbrüche, das er-
zählen erfahrene Gewerkschaf-
terinnen und Gewerkschafter, 
sind harte Zeiten. Nicht nur 
Produktion und Arbeit werden 
neu organisiert. Jetzt wird auch 
das Kräfteverhältnis zwischen 
Arbeitenden und Kapital für 
die nächsten Jahrzehnte ausge-
marcht.

Im Herbst legen die Ge-
werkschaften Syndicom und 
Unia ihre Strategien zur Digita-
lisierung vor. Und dies sind die 
fünf dringendsten Herausforde-
rungen: 

1 ARBEITSZEIT. Arbeitge-
ber und ihre Politiker 
wollen die Arbeitszeit-

kontrolle schleifen oder sogar 
jede Arbeitszeitbegrenzung fal-
lenlassen (work berichtete). Sie 
begründen die Entgrenzung 
der Arbeitszeit mit «techni-
schen Notwendigkeiten», die 
eine hohe Flexibilität notwen-
dig machten. Im Parlament 
könnten sie damit durchkom-
men. Unsinn, sagt Luca Ciri-
gliano vom Gewerkschafts-
bund: «Sie müssen gestoppt 
werden.» Unia-Industriechef 
und SP-Nationalrat Corrado 
Pardini will das Recht der Ange-
stellten  verankern, ausserhalb 
ihrer  Arbeitszeit das Internet 
abzustellen: «Freizeit ist eine 
elementare Notwendigkeit und 
ein Grundrecht.» In Frankreich 
zwingt das Arbeitsgesetz die 
Firmen, um 22 Uhr ihre Leitun-
gen stillzulegen. 

2 ARBEITSVERTRAG. Im «Di-
gitalen Manifest» for-
dern Unternehmer, die 

Unterscheidung zwischen Fest-
angestellten und Auftragneh-
menden fallenzulassen. Es wäre 
ein Freipass für die Auslage-
rung der Arbeit an rechtlose 
Heimarbeitende. Ein Rückfall 
ins 19. Jahrhundert. Und eine 
offene Tür für Scheinselbstän-
digkeit und die Plattform-Öko-
nomie à la Dumpingfahrdienst 
Uber. Plattform-Ökonomie ist 
Augenwischerei: Tatsächlich ist 
Uber ein weltweit operierender 
Monsterkonzern. Unia wie Syn-
dicom denken darum über ein 
innovatives Arbeitsstatut in der 

Verfassung nach. Bei Syndicom 
läuft es unter dem Arbeitstitel 
«Recht auf Arbeit». Die Idee da-
hinter: ein universeller Arbeits-
vertrag für alle, die gegen Lohn 
Arbeit entrichten. 

3 ÜBERWACHUNG. An digi-
talisierten Arbeitsplät-
zen werden immer 

mehr versteckte Instrumente 
eingesetzt, welche die Arbeiten-
den kontrollieren und steuern 
sollen (Stimmkontrolle, Ar-

beitsfortschrittskontrolle, Emo-
tionskontrolle usw.). Das er-
höht den Stress und setzt, kom-
biniert mit anderen persön-
lichen Daten (Abwesenheiten, 
Krankheiten, Berichte der Vor-
gesetzten), Arbeitende diskri-
minierenden Massnahmen aus.

Gewerkschaftliche Gegen-
wehr: obligatorische Meldung 
jeder Kontroll- und Steuerungs-
technik, Einführung nur per 
 sozialpartnerschaftliche Über-
einkunft. Und, elementar, fi n-
det Unia-Mann Corrado Par-
dini: «Das Recht auf die eigenen 
Daten und ausgebaute Mitbe-
stimmungsrechte in der Jobge-
staltung.»

4 QUALIFIKATION. Weil die 
Anforderungen an die 
Arbeitenden im digitali-

sierten Kapitalismus ständig 
wechseln und wachsen, muss 
ein Recht auf Weiterbildung 
in jeden Gesamtarbeitsvertrag 
(oder sogar ins Gesetz). In den 
Entwürfen von Syndicom heisst 
dieses Recht «Bildungskonto».

5 DIE JOBS. Die Gewerk-
schaften müssen eigene 
industriepolitische Stra-

tegien entwerfen und diese 
durchsetzen. Sie sollen Massen-
entlassungen verhindern und 
sinnvolle digitale Anwendun-
gen in innovativen Geschäftsfel-
dern unterstützen (Stichwort 
dazu: Reindustrialisierung). Et-
wa mit dem Unia-Produktions-
fonds, der solche Projekte mit 
billigem Kredit fi nanziert. Aber 
in der Diskussion ist weit mehr: 
Übernehmen Maschinen /Robo-
ter die Rolle lebendiger Arbeit in 
der Wertschöpfung, soll der 
Wertschöpfungsprozess besteu-
ert werden, um soziale Absiche-
rung zu garantieren.

Syndicom ist als Netz-
werk- und Logistikge-
werkschaft (Swisscom, 
Post usw.) von der Digi-
talisierung «gleich dop-
pelt betroffen», sagt 
 Giorgio Pardini, der 
 Leiter des Sektors Infor-
mations- und Kommu-
nikationstechnologien: 
Einerseits sind die Syn-
dicom-Mitglieder durch 
ihre Arbeit Digitalisie-
rungstreiber. Anderer-
seits sind sie Digitalisie-
rungsbetroffene, denn 
bei der Telekommuni-
kation, der Information 

und der Post sind starke 
Automatisierungskräfte 
am Werk. 

Die Swisscom setzt 
heute in der Beratung 
bereits Chatbots ein, 
also vollautomatisierte 
Sprachkommunikation. 
Studien sagen dem Be-
reich hohe Jobverluste 
voraus. Und die beruf-
lichen Anforderungen 
verändern sich fast täg-
lich. Doch Giorgio Par-
dini arbeitet mit den 
Syndicom-Mitgliedern 
lieber an den «extre-
men Chancen, die wir 

aber nur im sozialen 
 Dialog mit den Konzer-
nen realisieren kön-
nen». (olf)

Syndicom: Bots und Chancen
Mauro Moretto vom 
Unia-Dienstleistungs-
sektor sagt: «Wir sind 
auf breiter Front von der 
Digitalisierung betrof-
fen.» Das zeigt zum Bei-
spiel der aktuelle Kampf 
gegen den Fahrdienst 
Uber, der via Internet-
plattform die Mitarbei-
tenden zu Scheinselb-
ständigen degradiert 
ohne Sozialschutz. Ge-
fahren sieht Moretto 
auch durch Vermietungs-
plattformen wie Airbnb. 
Diese hätten, so der 
Unia-Mann das Poten-

tial, den Gesamtarbeits-
vertrag im Gastrobe-
reich auszuhebeln. 

Neue digitale Tech-
niken führen aber auch 
zum Jobabbau im Han-
del, zur Entgrenzung 
der Arbeit sowie zu 
 einer verschärften Über-
wachung der Arbeiten-
den. Vor einem Jahr 
 beschloss die Delegier-
tenversammlung Ter-
tiär ein Manifest. Es for-
dert unter anderem, 
dass die Technik im 
Dienst der Angestellten 
stehen müsse und die 

geltenden Arbeitsbedin-
gungen nicht gefährdet 
werden dürften. (rh)

Tertiär: Auf breiter Front
Die Industrie war der 
erste Sektor, in dem die 
digitalisierte Automati-
sierung schon vor vie-
len Jahren Einzug hielt, 
sagt Unia-Industriechef 
Corrado Pardini: «Doch 
heute sind wir mit Big 
Data, Sensorik, künstli-
cher Intelligenz und vor 
allem mit ihrer Vernet-
zung zu komplexen Pro-
duktionssystemen in ei-
ner völlig neuen Situa-
tion.» 

Sie kann, sagt Par-
dini, in eine kräftige Re-
industrialisierung der 

Schweiz münden, «weil 
wir zum Beispiel viele 
Dinge, deren Produk-
tion ausgelagert wurde, 
wieder hier herstellen». 
Und weil neue Produk-
tionen entstehen. Zwei 
Voraussetzungen aber 
nennt er: eine starke 
 Industrie-, Investitions- 
und Ausbildungspoli-
tik. Und mehr Kauf-
kraft durch die gerech-
tere Verteilung der 
 Gewinne: «Sonst mün-
det die Kombination 
von Automatisierung, 
schlechteren Arbeitsbe-

dingungen und Über-
wachung in einen Alb-
traum.» (olf)

Industrie: Ab- oder Aufbruch
Auf dem Bau steht die 
Digitalisierung gröss-
tenteils noch bevor. 
Chris Kelley vom Unia-
Sektor Bau nennt sie 
ein «heisses Thema». 
Ein Dossier der Unia ist 
in Arbeit. Der digitale 
Umbruch betrifft derzeit 
in erster Linie den 
 Planungsprozess. Neue 
Softwareprogramme er-
möglichen zum Bei-
spiel bessere Pläne und 
auch das frühzeitige Er-
kennen von Fehlern. 
Dabei werden dreidi-
mensionale Modelle 

von Gebäuden erstellt. 
Das Gebäude wird also 
zweimal gebaut, zuerst 
digital, dann echt. Im 
Fachjargon: «Gebäude-
daten-Simulierung». 

Früher oder später 
würden aber auch die 
Leute auf den Baustel-
len von der Digitalisie-
rung betroffen sein, 
sagt Kelley – Maschinis-
ten, Kranführer, Poliere. 
Bereits heute gibt es Ma-
schinen, die selbsttätig 
Mauern bauen können. 
Und das Haus aus dem 
3-D-Drucker ist eben-

falls schon gebaut – 
auch wenn es sich noch 
um eine Zukunftstech-
nologie handelt. (rh)

Bau: Das Gröbste kommt erst

Digital brutal
Digital sozial

Industrielle Revolutionen
stellen immer die ganze
Gesellschaft auf den Kopf.

«Digitalisierung ist gestalt-
bar. Wir nehmen die
Herausforderung an.»

MANUEL WYSS, UNIA INDUSTRIE

Bei Banken und Versi-
cherungen sind Tau-
sende von Jobs gefähr-
det. Im Unterschied zu 
anderen Branchen sind 
hier bereits viele Stellen 
durch den Einsatz von 
spezialisierter Informa-
tionstechnik und Soft-
ware weggefallen, vor 
allem im Bereich Zah-
lungsverkehr und in 
der Verwaltung. Denise 
Chervet, Geschäftsfüh-
rerin des Bankpersonal-
verbands, sagt: «Jetzt 
läuft die zweite Welle.» 
Bedroht seien nun auch 

Personen mit höherer 
Qualifi kation, wie etwa 
Kundenberater oder 
Händlerinnnen. 

Chervet verweist 
insbesondere auf tech-
nologische Neuerungen 
wie computerisierte 
Plattformen, Möglich-
keiten mobiler Zahlung 
oder die «Blockchain-
Technologie», welche 
die dezentrale Verwal-
tung von Datenbanken 
ermöglicht. Im Juni 
wird der Bankpersonal-
verband ein Thesenpa-
pier zur Digitalisierung 

mit gewerkschaftlichen 
Gegenmassnahmen vor-
stellen. (rh)

Banken: Zweite Welle rollt an

Denise Chervet, Bank-
personalverband.  FOTO: ZVG

Giorgio Pardini, 
 Syndicom.  FOTO: ZVG Mauro Moretto, Unia 

Tertiär.  FOTO: UNIA

Corrado Pardini, Unia-
Industriechef.  FOTO: UNIA

Chris Kelley, Unia Bau. 
FOTO: ZVG

CLEVERE FABRIKEN: 
Intelligente Logistik-
systeme sollen 
Produktionsabläufe 
in der Industrie 
verändern. Schwere 
Zeiten für Logistiker. 
FOTO: BOSSARD GROUP

FERTIG IN 24 STUNDEN: Das 6-Zimmer-Haus aus dem 3-D-Drucker.  FOTO: GETTY IMAGESTATÜ-TATA: Die Post ist da – mit Drohne statt Pöstler oder mit selbstfahrendem Poschi.  FOTOS: GETTY, POSTAUTO.CH

PIIIIEP-PIIIIEP: Wenn 
die Kundschaft die 
Waren selber scannt, 
können Detailhändler 
beim Verkaufsperso-
nal sparen. Cumulus-
Punkte gibt’s aber 
trotzdem.  FOTO: KEYSTONE

ALLE BILLETTE 
VORWEISEN, BITTE! 
Fürs SBB-Ticket 
braucht’s keine 
Schalterbeamtin 
mehr, es reicht die 
entsprechende App. 
FOTO: KEYSTONE

Die vierte industrielle Revolution hat         mit Technik zu tun – aber noch mehr mit Kapitalismus

Digitaler Rausch, analoger Kater

vs.

Die digitalisierte Wirt-
schaft fasziniert. Doch 
sie hebt den Widerspruch 
zwischen Kapital und 
Arbeit nicht auf. Im 
 Gegenteil! 

Sinnvolle digitale
Anwendungen gilt es
zu unterstützen.
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FERTIG IN 24 STUNDENDie Post ist da – mit Drohne statt Pöstler oder mit selbstfahrendem Poschi.  FOTOS: GETTY, POSTAUTO.CH

Die vierte industrielle Revolution hat         mit Technik zu tun – aber noch mehr mit Kapitalismus

KANN ICH HELFEN? 
Im Zürcher 
Einkaufszentrum 
Glatt beantwortet 
künftig «Pepper» 
die Fragen von 
Kundinnen und 
Kunden.  FOTO: ZVG 
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INSERAT

LINKS ZUM 
THEMA:
 www.topten.ch  
Die Website zeigt auf, 
welche Geräte wie 
umweltfreundlich sind. 
Und wo frau und man 
welche Subventionen 
abholen können.

 goo.gl/hPLKSg  
Schmieren und 
salben: Die Ems-
Chemie von SVP-Natio-
nalrätin Magdalena 
Martullo-Blocher hat 
2012 und 2013 in 
Bern Subventionen 
von 220 000 Franken 
abgeholt, um 
 Frequenz-Umrichter für 
Pumpen und LED-
Röhren zu installieren. 
Inzwischen lohnt sich 
das nicht mehr, weil 
LED-Röhren und 
Frequenz-Umrichter 
massiv billiger wurden.

 goo.gl/Sm23Bm  
Darüber stimmen wir 
am 21. Mai ab.

Sie finden alle Links 
direkt zum Anklicken 
auf der work-Website 
unter der Rubrik 
«rosazukunft»:  
www.workzeitung.ch

rosazukunft   Technik, Umwelt, Politik

Die Energiestrategie, über die wir 
am 21. Mai abstimmen, fördert die 
effiziente Nutzung von Energie. 
SVP-Präsident Albert Rösti hat 
darauf «kä Luscht».

Viele work-Leserinnen und -Leser arbeiten 
in Fabriken oder auf dem Bau. Sie stellen 
immer neue Produkte her und installie-
ren diese. Ab und zu reiben sie sich die 
Augen, weil sich alles verdammt schnell 
verändert. Vieles auch zum Guten, etwa 
wenn’s um den Energieverbrauch geht.
Beispiel I Tumbler: Die Stewi-Libelle war 
ein Stück Schweiz. Inzwischen haben die 
Tumbler das Feld von hinten aufgerollt. 
Tumbler der letzten Generation brau-
chen 1 Kilowattstunde Strom, um ein 
Kilo Wäsche zu trocknen. Die neuesten 
Geräte mit kleinen, eingebauten Wärme-
pumpen nur mehr 200 Wattstunden. 
Also 5 Mal weniger.
Beispiel II Neonröhren: Eine 1,5 Meter 
lange Neonröhre mit einem Vorschalt-
gerät braucht pro Stunde rund 80 Watt-
stunden. Neue LED-Röhren nur 22 Watt-
stunden. Also 4 Mal weniger.
Beispiel III Heizungspumpen: Pumpen 
sind in der Haustechnik das halbe Leben. 
Nirgends ist der Fortschritt grösser als 
hier. Neue Heizungspumpen stellen sich 
selber ein. Sie pumpen nur so viel Warm-
wasser zu den Radiatoren, wie diese 
brauchen. Dies dank Frequenz-Umrich-
tern, die die Motoren immer im opti-
malen Bereich drehen lassen. Wer seine 
zehn und mehr Jahre alten Pumpen 
ersetzt, braucht 6 bis 7 Mal weniger 
Energie.

Neue Technologien sind am Anfang 
teuer. Und sie werden im Verlauf der Zeit 
immer billiger. Je mehr Solarzellen 
produziert werden, umso billiger wird 
die einzelne Zelle. Dank dem techni-
schen Fortschritt und dank den Vorteilen 
der Massenproduktion. 

Damit eine Entwicklung angescho-
ben wird, gibt es zwei Möglichkeiten: 
Neue Standards zwingen die Hersteller, 
nur mehr umweltfreundliche Produkte 
zu produzieren. Oder aber man macht 
diese mittels Subventionen so attraktiv, 
dass die Beweglicheren am Markt die 
umweltfreundlichen Produkte zu kaufen 
beginnen.

IM FREIEN FALL. Die Politik muss den 
richtigen Mix zwischen Fördern und 
Fordern finden. In der Regel wird zuerst 
etwas gefördert, um dann in der zweiten 
Phase mittels neuer Standards die Indus-
trie zu fordern.

Für uns als Konsumentinnen und 
Konsumenten ist nichts angenehmer, als 
wenn der Staat mit klaren Normen 
umweltfreundliche Produkte durchsetzt. 
Weil das ewige Studieren von Konsumen-
ten-Heftli und Test-Websites nicht zu den 
Lieblingssportarten der Schweizerinnen 
und Schweizer gehört.

Die Preise sind bei unseren drei 
Beispielen im freien Fall: Microspot zum 
Beispiel bietet Samsung-Wäschetrockner 
der Enegieklasse A++ bereits für weniger 
als 600 Franken an. Bei beleuchtungdi-
rekt.ch kann man 1,5 Meter lange LED-
Leuchten von Philips mit mehr als  
2000 Lumen für weniger als 20 Franken 

kaufen. Und die besten Preise für Pum-
pen erhält man im Internet beim Pum-
pendiscounter.

Alle diese Investitionen rechnen 
sich: Eine Neonröhre muss nach  
5000 Betriebsstunden ausgewechselt 
werden. Neue Neonröhren sind nicht 
gratis. Und die Arbeitszeit fürs Wechseln 
will auch berücksichtigt sein. LED-Röh-
ren leben 6 Mal länger. Und sind somit 
schon in der Anschaffung günstiger. Sie 
sparen während der 30 000 Stunden 
Lebensdauer 1800 Kilowattstunden 
Strom. Macht bei einem Preis von  
20 Rappen pro Kilowattstunde  
360 Franken haben oder nicht haben.

SVP-Präsident Albert Rösti und 
SVP-Nationalrat Toni Brunner wollen 
nicht sparen, sondern Öl importieren 
und neue Atomkraftwerke bauen. Des-
halb sagen sie auch Nein zum revidier-
ten Energiegesetz, über das wir am 
21. Mai abstimmen. Dieses fördert die 
effiziente Nutzung der Energie und 
verbietet den Bau neuer Atomkraftwerke. 
Keine Revolution, aber ein kleiner Schritt 
in die richtige Richtung.

Die jungen Grünen müssten mal 
deren Häuser in Uetendorf BE und im 
Toggenburg SG einem Energiecheck 
unterziehen. Um aufzuzeigen, was für 
einen Unfug die beiden erzählen.

Energieeffizienz: Wann saniert Albert Rösti sein Bauernhaus?

HAUSBESUCH: SVP-Präsident Albert Rösti mit seiner Frau Theres vor seinem Haus in Ueten-
dorf BE.  FOTO: IRIS ANDERMATT

BEILAGENTITEL

E
uropäische Banken melden einer Un-

tersuchung zufolge einen auffallend 

großen Anteil ihrer Gewinne in Steu-

eroasen und profitieren so von den dort 

geltenden Niedrigsteuersätzen. Insgesamt rund 

ein Viertel ihrer Gewinne (26 Prozent) wollen 

die 20 größten Geldhäuser 2015 in Niedrigsteu-

erländern wie Luxemburg, Irland oder Hongkong 

gemacht haben, wie die Entwicklungsorganisati-

on Oxfam in einer am Montag veröffentlichten 

Studie schreibt.

Demnach machten die Banken angeblich ins-

gesamt etwa 25 Milliarden Euro Gewinn vor 

Steuern in den Steuerparadiesen, heißt es in dem 

Bericht. Dagegen hätten die Institute dort »nur 

zwölf Prozent ihrer Erträge erwirtschaftet und 

sieben Prozent ihres Personals beschäftigt«. Als 

ein Beispiel wird die Barclays-Bank genannt, 

2015 Europas fünftgrößtes Geldhaus: Auf einen 

in Luxemburg gemeldeten Gewinn in Höhe von 

557 Millionen Euro habe die Bank lediglich eine 

Million Steuern gezahlt, was einem Steuersatz 

von 0,2 Prozent entspreche.

Insgesamt hätten die Banken 628 Millionen 

Euro Gewinne in Ländern deklariert, in denen sie 

keinen einzigen Mitarbeiter beschäftigten, heißt 

es in der Studie weiter. Dies sei zum Beispiel der 

französischen Bank BNP Paribas gelungen, die 

eigenen Angaben zufolge 134 Millionen Euro 

Gewinn auf den Cayman-Inseln erzielt habe.

Bei anderen Geldhäusern wie der Deutschen 

Bank bestehe ein auffallendes Gefälle zwischen 

den sich in Steueroasen summierenden Milli-

ardengewinnen und den anderswo deklarierten 

kaum nennenswerten Einnahmen. »Sehr viel 

spricht dafür, dass Europas größte Banken ih-

re Gewinne auf Kosten der Allgemeinheit ma-

chen«, erklärte dazu die Oxfam-Steuerexpertin 

Ellen Ehmke. Oxfam nutzte für die eigenen Un-

tersuchungen nach den EU-Transparenzregeln 

veröffentlichte Daten der Geldinstitute. Die Re-

geln, wonach Gewinne und Verluste Land für 

Land aufgeschlüsselt werden müssen, sollen 

verhindern, dass Großbanken in den Bilanzen 

ihre Gewinne in Länder mit Niedrigsteuersätzen 

verschieben.

Europäische Banken melden einer Untersu-

chung zufolge einen auffallend großen Anteil 

ihrer Gewinne in Steueroasen und profitieren 

so von den dort geltenden Niedrigsteuersätzen. 

Insgesamt rund ein Viertel ihrer Gewinne (26 

Prozent) wollen die 20 größten Geldhäuser 2015 

in Niedrigsteuerländern wie Luxemburg, Irland 

oder Hongkong gemacht haben, wie die Entwick-

lungsorganisation Oxfam in einer am Montag 

veröffentlichten Studie schreibt.

Demnach machten die Banken angeblich ins-

gesamt etwa 25 Milliarden Euro Gewinn vor 

Steuern in den Steuerparadiesen, heißt es in dem 

Bericht. Dagegen hätten die Institute dort »nur 

zwölf Prozent ihrer Erträge erwirtschaftet und 

sieben Prozent ihres Personals beschäftigt«. Als 

ein Beispiel wird die Barclays-Bank genannt, 

2015 Europas fünftgrößtes Geldhaus: Auf einen 

in Luxemburg gemeldeten Gewinn in Höhe von 

557 Millionen Euro habe die Bank lediglich eine 

Million Steuern gezahlt, was einem Steuersatz 

von 0,2 Prozent entspreche.

Insgesamt hätten die Banken 628 Millionen 

Euro Gewinne in Ländern deklariert, in denen sie 

keinen einzigen Mitarbeiter beschäftigten, heißt 

es in der Studie weiter. Dies sei zum Beispiel der 

französischen Bank BNP Paribas gelungen, die 

eigenen Angaben zufolge 134 Millionen Euro 

Gewinn auf den Cayman-Inseln erzielt habe.

Bei anderen Geldhäusern wie der Deutschen 

Bank bestehe ein auffallendes Gefälle zwischen 

den sich in Steueroasen summierenden Milli-

ardengewinnen und den anderswo deklarierten 

kaum nennenswerten Einnahmen. »Sehr viel 
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E
uropäische Banken melden einer Un-

tersuchung zufolge einen auffallend 

großen Anteil ihrer Gewinne in Steu-

eroasen und profitieren so von den dort 

geltenden Niedrigsteuersätzen. Insgesamt rund 

557 Millionen Euro habe die Bank lediglich eine 

Million Steuern gezahlt, was einem Steuersatz 

von 0,2 Prozent entspreche.

Insgesamt hätten die Banken 628 Millionen 

Euro Gewinne in Ländern deklariert, in denen sie 

keinen einzigen Mitarbeiter beschäftigten, heißt 

es in der Studie weiter. Dies sei zum Beispiel der 

französischen Bank BNP Paribas gelungen, die 

eigenen Angaben zufolge 134 Millionen Euro 

veröffentlichte Daten der Geldinstitute. Die Re-

geln, wonach Gewinne und Verluste Land für 

Land aufgeschlüsselt werden müssen, sollen 

verhindern, dass Großbanken in den Bilanzen 

ihre Gewinne in Länder mit Niedrigsteuersätzen 

verschieben.

Europäische Banken melden einer Untersu-

chung zufolge einen auffallend großen Anteil 

ihrer Gewinne in Steueroasen und profitieren 

so von den dort geltenden Niedrigsteuersätzen. 

Insgesamt rund ein Viertel ihrer Gewinne (26 

Prozent) wollen die 20 größten Geldhäuser 2015 

zwölf Prozent ihrer Erträge erwirtschaftet und 

sieben Prozent ihres Personals beschäftigt«. Als 

ein Beispiel wird die Barclays-Bank genannt, 

2015 Europas fünftgrößtes Geldhaus: Auf einen 

in Luxemburg gemeldeten Gewinn in Höhe von 

557 Millionen Euro habe die Bank lediglich eine 

Million Steuern gezahlt, was einem Steuersatz 

von 0,2 Prozent entspreche.

Insgesamt hätten die Banken 628 Millionen 

Euro Gewinne in Ländern deklariert, in denen sie 

keinen einzigen Mitarbeiter beschäftigten, heißt 

es in der Studie weiter. Dies sei zum Beispiel der 

französischen Bank BNP Paribas gelungen, die 

eigenen Angaben zufolge 134 Millionen Euro 

Gewinn auf den Cayman-Inseln erzielt habe.
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ARND WIEGMANN / REUTERS

Mai-Demonstration in Zürich

SchweizSchweiz
Arm trotz Arbeit: Working Poor und Mindestlohn. Interview mit Gewerkschafter Daniel Lampart n Seite 4:
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Seite 8: Der wahre »Sozialmissbrauch« – Einschränkung der Sozial- und Rechtshilfe für Betroffene.

Dienstag, 18. April 2017, Nr. 91

Dienstag, 18. April 2017, Nr. 91

A
m Dienstag beantragte Bra-

siliens Generalstaatsanwalt 

Rodrigo Janot im Korrup-

tionsskandal um das Bauunterneh-

men Odebrecht Strafermittlungen 

gegen 83 Personen. Laut Medienbe-

richten sind darunter fünf aus dem 

inneren Kreis der Regierung von Mi-

chel Temer, der nach einem parla-

mentarischen Putsch gegen die recht-

mäßige Präsidentin Dilma Rousseff 

seit Sommer 2016 an der Macht ist. 

Am Mittwoch (Ortszeit) explodierte 

die Wut großer Teile der Bevölkerung 

in vielen Städten des Landes. Nach 

vielen zunächst isolierten Protestak-

tionen in den vergangenen Monaten 

kam es zum ersten Mal zu einer koor-

dinierten landesweiten Bewegung in 

19 von 26 Bundesstaaten.

Spektakulär stürmten etwa 1.500 

Demonstranten das Finanzministeri-

um in der Hauptstadt Brasília. »Wir 

werden so lange bleiben wie nötig, 

weil wir nicht die Absicht haben, 

zu verhandeln und Fotos mit ihnen 

vor Büroschränken zu machen. Wir 

wollen der Regierung die Nachricht 

hinterlassen, dass wir auf keinen Fall 

bereit sind, irgendeine Einschrän-

kung unserer Rechte zu akzeptie-

ren«, erklärte der Chef der Bewegung 

der Landlosen, Marcos Baratto, da-

zu dem Internetportal G1. Vor dem 

Gebäude des Ministeriums demon-

strierten etwa 10.000 Menschen wäh-

rend der Besetzung, die gegen 17 Uhr 

Ortszeit beendet wurde. Auch in an-

deren großen Städten des Landes gin-

gen Zehntausende Menschen auf die 

Straße, berichteten lokale Medien. 

In Rio de Janeiro setzte die Polizei 

dabei Tränengas gegen Demonstran-

ten ein. Allein in São Paulo versam-

melten sich 80.000  Menschen, zu 

denen Expräsident Luiz Inácio Lula 

da Silva sprach. Dort gab es ebenso 

wie in Salvador und Belo Horizonte 

ein Verkehrschaos, weil auch Bus-

fahrer die Arbeit niedergelegt hatten. 

Wegen streikender Lehrer fiel an vie-

len Schulen der Unterricht aus. In 

Brasília demonstrierten sogar einige 

hundert Polizisten vor dem Sitz des 

Parlaments.

Weitere Gründe für die Prote-

ste sind zum einen eine geplante 

Renten»reform« der Regierung Te-

mer. Danach sollen die Versiche-

rungsbeiträge erhöht und das Ein-

trittsalter auch für Staatsangestellte 

wie Polizisten auf 65 Jahre hoch-

gesetzt werden. Gewerkschafter und 

soziale Bewegungen befürchten, dass 

besonders Frauen und Menschen aus 

ärmeren Schichten deutlich weniger 

Rente bekämen und viel länger arbei-

ten müssten. Zum anderen will die 

Regierung die Arbeitsschutzrechte 

»flexibler« gestalten.

Temer stört es nach eigenen Anga-

ben nicht, dass seine ohnehin niedrigen 

Popularitätswerte durch die Maßnah-

men weiter sinken könnten. In einer 

Ansprache behauptete er, die Strei-

chungen würden Brasilien vor den har-

ten sozialen Einschnitten bewahren, 

wie sie europäische Länder wie Grie-

chenland oder Portugal bereits erlebt 

hätten. Brasiliens Bevölkerung leidet 

schon länger unter den Folgen einer 

schweren Wirtschaftskrise. Die Ar-

beitslosigkeit liegt bei zwölf Prozent.

Am Donnerstag berichteten brasi-

lianische Medien, dass die Proteste 

in den frühen Morgenstunden den 

zweiten Tag in Folge fortgesetzt 

wurden. Laut G1 streikten z. B. in 

der Hauptstadt des Bundesstaates 

Paraná, Curitiba, die Busfahrer und 

Lehrer unbefristet. Der verantwort-

liche Berichterstatter für den Gesetz-

entwurf zur Rentenkürzung im Par-

lament, Arthur Maia, kündigte am 

Donnerstag an, er werde die Vorlage 

Anfang April einbringen.

Bomben statt Entwicklungshilfe

WWW.JUNGEWELT.DE

Faschisten huldigen  

Waffen-SS in Riga

Riga. Lettische Veteranen der Waf-

fen-SS sind am Donnerstag erneut 

in Riga aufmarschiert. Unter Po-

lizeischutz zogen am Donnerstag 

rund 2.000 Faschisten und Sympa-

thisanten durch die Hauptstadt des 

NATO- und EU-Mitgliedslandes 

zum Freiheitsdenkmal. Dort leg-

ten sie wie in jedem Jahr Blumen 

nieder. Anders als in den Vorjahren 

kam es nur vereinzelt zu Gegenpro-

testen gegen den international als 

Verherrlichung des Nationalsozia-

lismus kritisierten »Tag der Legio-

näre«. Größere Zwischenfälle gab 

es nach Polizeiangaben nicht. Fünf 

Menschen wurden in Gewahrsam 

genommen.

Etwa 140.000 Letten waren 

Mitglieder der »Lettischen SS-

Freiwilligenlegion«. Etwa 50.000 

von ihnen überlebten den Zweiten 

Weltkrieg nicht.  (dpa/jW)

AG in öffentlicher Hand zur 

Information verpflichtet

Karlsruhe. Das Recht der Öffent-

lichkeit auf Transparenz und 

Information wurde gestärkt. Wie 

von Behörden können Journalisten 

auch von Unternehmen Auskunft 

verlangen, die privatwirtschaftlich 

organisiert, aber weitgehend in 

öffentlicher Hand sind. Das hat der 

Bundesgerichtshof (BGH) in Karls-

ruhe am Donnerstag entschieden. 

In dem verhandelten Fall hatte der 

Journalist David Schraven gegen 

den Wasser- und Energieversorger 

Gelsenwasser mit Sitz in Gelsen-

kirchen geklagt. Er fordert im Zu-

sammenhang mit Recherchen zur 

Finanzierung früherer Wahlkampf-

blogs der SPD Auskunft über 

bestimmte Aufträge und Vergü-

tungen. Das als Aktiengesellschaft 

organisierte Unternehmen hat die 

Vorwürfe zurückgewiesen und auf 

Geschäftsgeheimnisse verwiesen. 

Da die Anteile an Gelsenwasser 

im wesentlichen von kommunalen 

Stadtwerken gehalten werden, sieht 

der BGH aber das Unternehmen in 

der Pflicht.  
(dpa/jW)
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Abgekanzelt
Die »Scheiße« beenden. Eine Gedenk-

veranstaltung für Egon Bahr in 

Berlin. Von Arnold Schölzel
Ausgebremst
Wie Moskau die NATO-Mitgliedschaft 

der drei baltischen Staaten zu 

seinem Vorteil gewendet hat

Abgehoben
Bilanz präsentiert: Die Lufthansa flog 

2016 den höchsten Gewinn ihrer 

Firmengeschichte einAbgestraft
Wahlen in den Niederlanden: Sozialde-
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US-Präsident stellt Haushalt vor. Massive Aufrüstung. Richter kassieren Einwanderungsdekret

V
iel mehr Geld fürs Militär, 

Kahlschlag beim Umwelt-

schutz und bei der Entwick-

lungshilfe: US-Präsident Donald 

Trump hat am Donnerstag seinen 

ersten Haushaltsentwurf vorgestellt, 

der radikale Umschichtungen vor-

sieht. Größter Gewinner ist das Ver-

teidigungsministerium: Der Wehre-

tat der USA, der ohnehin bereits mit 

weitem Abstand der größte der Welt 

ist, soll um weitere 54 Milliarden 

Dollar (knapp 51 Milliarden Euro) 

anwachsen. Seine neuen Ausgabe-

prioritäten will Trump durch Strei-

chungen an anderer Stelle gegenfi-

nanzieren.

Am härtesten trifft es die Umwelt-

schutzbehörde EPA, deren Budget 

auf einen Schlag um 31 Prozent ge-

senkt werden soll. Ein Fünftel der 

3.200 Stellen soll wegfallen. Zahlun-

gen der USA für Klimaschutzpro-

gramme der Vereinten Nationen will 

Trump komplett streichen. Den Rot-

stift setzt das Weiße Haus auch beim 

Außenministerium an, dessen Budget 

um 28 Prozent schrumpfen soll. Ge-

strichen werden solle vor allem bei 

der Entwicklungshilfe. Ressortchef 

Rex Tillerson machte klar, dass er 

sich den Streichungen nicht in den 

Weg stellen wolle. »Wir müssen mehr 

leisten für weniger Dollar«, sagte er 

während eines Besuchs in Tokio.

Das letzte Wort über den Staats-

haushalt hat der Kongress. Trumps 

Entwurf dient lediglich als Diskus-

sionsgrundlage für die anschließen-

den Budgetberatungen. Dass der 

Entwurf in der gegenwärtigen Fas-

sung verabschiedet wird, gilt als un-

wahrscheinlich. Die Parlamentarier 

setzen in der Regel etliche Änderun-

gen durch.

Unterdessen musste Trump einen 

Dämpfer einstecken: Auch sein zwei-

tes Dekret mit pauschalen Einreise-

verboten für Bürger überwiegend 

muslimischer Staaten sowie Flücht-

linge ist von zwei Bundesrichtern 

vorläufig außer Kraft gesetzt worden. 

Kurz vor dem geplanten Inkrafttreten 

am Donnerstag hob ein Richter im 

Bundesstaat Hawaii den Erlass auf, 

später erließ auch ein Richter im Bun-

desstaat Maryland eine einstweilige 

Verfügung. Trump kündigte den Gang 

vor den Supreme Court an – das höch-

ste Gericht des Landes.  (AFP/jW)

wird herausgegeben von  

2.031 Genossinnen und  

Genossen (Stand 16.3.2017)

n www.jungewelt.de/lpg
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Wendepunkt
Vor 25 Jahren: Weil die Proteste 

gegen die Apartheid in Südafrika 

Konzerngewinne bedrohten, ließ 

sich Staatspräsident de Klerk die 

Transformation des Systems per Re-

ferendum bestätigen – aber nur von 

weißen Wählern. Von Christian Selz
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Die Wut explodiert
Brasilien: Zehntausende gehen gegen Rentenkürzung und Einschränkung von 

Arbeitsrecht auf die Straße. Finanzministerium gestürmt. Von Arnold Schölzel

Rio de Janeiro am Mittwoch (Ortszeit): 

Arbeiter, Lehrer, Busfahrer auf der Straße

Lesen Sie am 18. April in 
junge Welt unser Spezial 
»Wie arm ist die Schweiz?«

Jetzt am Kiosk!

www.jungewelt.de
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Frauen gehen heute häufi ger und
länger einer Erwerbsarbeit nach als 
noch vor 20 Jahren. Diese Mehrarbeit 
der Frauen hat die Einkommen zahlrei-
cher alleinstehender Frauen und Paar-
haushalte erhöht. Eine Studie der Uni-
versität Neuenburg zeigt nun, dass die 
höhere Frauenerwerbstätigkeit auch 
der Ungleichheit entgegenwirkte. Ver-
antwortlich dafür sind zunächst die 
grösseren Teilzeitpensen vieler Frauen 
sowie die Tatsache, dass Frauen ohne 
Einkommen heute seltener sind. 
 Dadurch haben sich die Einkommens-
unterschiede zu den vollzeitbeschäf-
tigten Frauen und Männern verringert.

LOHNSCHERE. Ausgleichend wirkte 
auch, dass Frauen von Männern mit 
tiefen Einkommen mehr arbeiten als 
Frauen von Männern mit hohen
Einkommen. Die zusätzliche Erwerbs-
arbeit der Frauen hat deshalb die
Abstände zwischen den Haushalten 
mit tiefen und hohen Einkommen
abgeschwächt. Mehr noch: Sie hat 

verhindert, dass sich die wachsende 
Lohnschere der letzten zwei Jahr-
zehnte ganz in einer höheren Un-
gleichheit der Familieneinkommen 
niedergeschlagen hat. Hätten nämlich 
die Frauen mit tiefen und mittleren
Haushaltseinkommen nicht zusätz-
liche Stunden gearbeitet, wären ihre 
Haushalte wegen des Lohndrucks bei 
den Normalverdienern stärker abge-
hängt worden.

DISKRIMINIERUNG BLEIBT. Obwohl 
Frauen heute häufi ger einer Erwerbsar-
beit nachgehen, sind die Unterschiede 
zwischen den Geschlechtern nach wie 
vor gross. Männer arbeiten immer 
noch längere Stunden gegen Geld und 
leisten weniger unbezahlte Betreu-
ungs- und Hausarbeit. Rund ein Fünftel 
aller Paare mit Kindern organisieren 
sich auch heute noch im klassischen 
«Ernährermodell»: Er arbeitet Vollzeit, 
sie widmet sich Kindern und Haushalt. 
Diese ungleiche Aufteilung von Er-
werbs- und Familienarbeit wirkt wieder-

um auf die Einkommensverteilung zu-
rück. Weil Frauen stärker an den Haus-
halt gebunden sind, müssen sie bei 
der Wahl der Stelle mehr Kompro-
misse eingehen. Das nützen Arbeit-
geber aus und drücken die Frauen-

löhne weiter als die Männerlöhne. 
 Diese Diskriminierung schadet nicht 
nur den Frauen. Letztlich fehlt das 
Geld auch in der Familienkasse. 

David Gallusser ist Unia-Mitglied und Ökonom.

Trotz steigender Erwerbsbeteiligung der Frauen: 
Arbeit bleibt ungleich verteilt

MEHR ERWERBSTÄTIGE FRAUEN = WENIGER UNGLEICHHEIT

work1 x 1 der wirtschaft  

QUELLE: BUNDESAMT FÜR STATISTIK, SAKE

Oxfam-Studie

Am liebsten 
null Steuern
Banken bunkern massenhaft Geld 
in Steueroasen. Auf Hunderte Mil-
lionen Franken zahlen sie keinen 
einzigen Rappen Steuern. Das Zau-
berwort heisst Gewinnverschie-
bung. Nämlich dorthin, wo der Fis-
kus wegschaut. Zum Beispiel nach 
Luxemburg, Irland oder auf die 
 Cayman Islands. Das Hilfswerk 
Oxfam legt dazu neue Berechnun-
gen vor. Mit haarsträubenden Er-
gebnissen. So will die französische 
Bank BNP Paribas auf den Cay-
mans 143 Millionen Franken steu-
erfreien Gewinn erwirtschaftet 
haben – ohne einen einzigen Be-
schäftigten vor Ort. Dass das nicht 
geht, liegt auf der Hand. Oxfam 
fordert einen weltweiten Mindest-
steuersatz für Konzerne. 

Bankenbericht: Opening the vaults –
the use of tax havens by Europe’s 
biggest banks. Studie und alle Daten 
online auf goo.gl/ILPoCG.

Klaus Rózsa

Ein Rebell im 
Filmportrait
Der Fotograf Klaus Rózsa war in 
den 1980er Jahren der Chronist 
der Zürcher Jugendunruhen. Mit 

der Kamera dokumentierte er 
viele Polizeiübergriffe. Und wurde 
selbst zum Opfer von Schikanen, 
Verhaftungen und Willkür. Die Be-
hörden lehnten seine Einbürge-
rung ab. Aus politischen Gründen, 
weil er ein Linker war und zeitle-
bens geblieben ist. Rózsas Lebens-
geschichte erzählt der Zürcher Fil-
mer Erich Schmid («Meier 19», 
«Max Bill, das absolute Augen-
mass») in seinem neuen Werk. 
Auch weil Rózsa ein Flüchtling aus 
Ungarn ist und sein jüdischer Va-
ter Auschwitz überlebte, ergibt 
sich ein spannendes Portrait, das 
weit übers Biographische hinaus 
in die Zeitgeschichte ausgreift.

Staatenlos – Klaus Rózsa, Fotograf, 
96 min. Läuft derzeit im Kino in verschie-
denen Städten. 

Zeislers Streitschrift

Hollywood-
Feminismus
Es ist nicht das, wofür wir ge-
kämpft haben: Die US-Feministin 
Andi Zeisler (44), Herausgeberin 
des Magazins «Bitch», wehrt sich 
gegen den substanzlosen Mode-Fe-
minismus von Popstars wie Bey-
oncé, Taylor Swift oder Madonna. 
Zeisler sieht die politischen Frau-
enanliegen von einer alles umfas-
senden Marketingindustrie verein-
nahmt, während der Sexismus in 
der realen Welt wieder aufblüht. 
Siehe Trumps Ausfälligkeiten. Zeis-
ler illustriert ihre Kritik mit zahl-
reichen Beispielen aus der aktuel-
len Popkultur. Oft witzig, immer 
beissend, aber nie verbittert. 

Andi Zeisler: Wir waren doch mal 
Feministinnen. Vom Riot Grrrl zum 
Covergirl – der Ausverkauf einer 
politischen Bewegung. 304 Seiten,
Rotpunktverlag Zürich, 2017. Fr. 27.–.

Eine Datenbank voller Frauenleben

Kennen Sie Frau Einstein?
Für nichts wird so viel Reklame 
gemacht wie für Männer: auf 
Banknoten, Strassenschildern, 
in Lexika und Zitatensammlun-
gen. Frauen kommen schlecht 
weg. Das hat die Online-Daten-
bank «FemBio» radikal geändert.
MARIE-JOSÉE KUHN 

Sie bietet Infos über mehr als 30 000 
Frauen, und täglich kommen neue 
dazu: die Frauendatenbank von Luise 
F. Pusch. In der Schweiz wurde 
die deutsche Sprachwissenschafterin 
und Mitbegründerin der feministi-
schen Linguistik spätestens 1987 be-
kannt. Damals, als Frauen in der 
 Sprache ausschliesslich mitgemeint 
waren, kämmte Pusch eine ganze Aus-
gabe der linken Wochenzeitung WOZ 
auf Frauensprache. Um Frauen sicht-
bar zu machen und den Männern zu 
zeigen, wie es ist, nicht gemeint, son-
dern nur mitgemeint zu sein. Pusch 
führte das «steil aufragende I» (Teil-
nehmerInnen), wie sie das Binnen-I 
nannte, in die Schweizer Medienwelt 
ein. Und sie tat das, wie alles was sie 
tut und schreibt, mit Witz und Ka-
lauer. Ganz zum Gaudi der WOZ-Re-
daktorinnen, zu denen damals auch 
die Schreiberin selbst gehörte. 

Aus Autor Fredi Lerch machte 
Pusch kurz entschlossen Frieda Ler-
che und aus Wolf Biermann Zicke 
Milchkuh. Hart in der Sache, aber 
 locker im Ton, das ist Pusch, wie sie 
auch in ihren zahlreichen Glossen 

leibt und lebt. Denn, so ihre Devise: 
Frauen sind zu allem fähig, auch 
zu Doofem, Gemeinem, Peinlichem. 
Wichtig ist deshalb nicht, gut dazuste-
hen, sondern überhaupt dazustehen. 
Im öffentlichen Raum. In derselben 
Logik betreiben Pusch und ihre 
 Lebensgefährtin, US-Germanistin Joey 
Horsley, seit Jahren ihre Frauenbiogra-

phieforschung, die zum Teil online 
und gratis abrufbar ist. Nach Namen, 
Geburtstagen, Tätigkeiten, Nationali-
täten usw. Auf deutsch und englisch. 

ALLES IST RELATIV
Zum Beispiel Mileva Einstein-Marić: 
«Studentin am Polytechnikum Zü-
rich, zweite Frau, die an der Abtei-
lung VI A: Mathematik und Physik 
ein volles Studium absolvierte. Heira-
tet Albert Einstein. Bringt drei seiner 
Kinder zur Welt, überlebt dreimal 
das Kindbett, wird von ihm betrogen, 
verlassen, mit den Kindern kurz vor 
dem Ersten Weltkrieg nach Zürich 
abgeschoben, geschieden. Zieht seine 
zwei Söhne auf. Pfl egt den schizo-
phrenen Sohn. Stirbt.» So weit die 
«FemBio»-Kurzbiographie. Ein bemer-
kenswertes Frauenschicksal ganz im 
Schatten des berühmten Mannes. 

Dabei war Marić Einsteins wich-
tigste Gesprächspartnerin, auch fach-
lich. Das dankt er ihr 1901 in einem 
Brief: «Wie glücklich und stolz werde 
ich sein, wenn wir beide zusammen 

unsere Arbeit über die Relativbewe-
gung siegreich zu Ende geführt ha-
ben! Wenn ich so andere Leute sehe, 
dann kommt mir’s so recht, was an 
dir ist!» Frau Einstein war Miterfi nde-
rin der Relativitätstheorie. Hätten 
Sie’s gewusst? Im Gegensatz zu ande-
ren Nachschlagewerken schaut «Fem-

Bio» auf die Frau und leistet deshalb 
herausragende Pionierarbeit. Sie ist so 
etwas wie das Gedächtnis der Frauen.

ALLES IST WICHTIG
Wer stöbert, wird belohnt, mit Rosen, 
Dornen und Rosinen in unterschied-
lichsten weiblichen Lebensentwürfen: 
Schriftstellerinnen wie Ingeborg Bach-
mann, Schauspielerinnen wie Sophia 
Loren, Politikerinnen wie Angela Mer-
kel, Chemikerinnen wie Marie Curie, 
Nobelpreisträgerinnen wie Selma 

L agerlöf und Sängerinnen wie Amy 
Winehouse. Aufbereitet von mehr als 
hundert kompetenten Autorinnen 
und einigen wenigen Autoren. Die 
meisten von ihnen Wissenschafterin-
nen und auf ihr Thema spezialisiert. 

Und plötzlich stösst frau via das 
Suchkriterium «Aussehen» noch auf 
das Unwichtigste der Welt. Lernt aber 
fürs Leben, dass wahre Grösse nichts 
mit Körpergrösse zu tun hat. Ma-
donna ist 1.58 gross, und Queen Vic-
toria mass ungefähr 1.50. Nur eine 
Biographie suchen wir auf «FemBio» 
vergeblich. Es ist jene ihrer Urhebe-
rin Luise Pusch. «Das ist, weil Eigen-
lob stinkt. Und Bescheidenheit eine 
Zier ist. Und so weiter», sagt die Femi-
nistin auf Anfrage. Laut & Luise wie 
immer. Ebenso heisst denn auch ihr 
scharfzüngiger Blog.

Luise Puschs Online-Datenbank: 
www.fembio.org

Luise Puschs Blog «Laut & Luise»: 
www.fembio.org/biographie.php/frau/blog

Luise Pusch auf Facebook: Luise F. Pusch

Puschs Datenbank
leistet herausragende
Pionierarbeit.

ALLES & VIEL MEHR: Frauen sind zu allem fähig – Forscherin Mileva Einstein (links oben), Politikerin Angela Merkel (links 
unten) und Musikerin Amy Winehouse sind drei von 30 000 auf «FemBio» porträtierten Frauen. 

LUISE F. PUSCH: Hart in der Sache, 
locker im Ton.  FOTO: WIKIPEDIA

 David Gallusser
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VATER UND SOHN: Egon und Klaus 
Rózsa.

Erwerbsquote der Frauen (links), Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit bei Paaren 
mit Kindern, 2013 (rechts)



Immer auf Pikett: 
Muss das sein?
Als Techniker bei einer grossen Firma 
bin ich jede zweite Woche während 
sechs Tagen auf Pikett. Während des 
Pikettdienstes kann ich zu Hause sein 
und dort mehr oder weniger machen, 
was ich will. Jedoch kann ich nicht 
ganz abschalten und mich nicht richtig 
entspannen, weil ich nie weiss, ob und 
wann das Telefon klingelt. Ich möchte 
gerne mehr echte Freizeit, ohne Pikett. 
Kann ich dies verlangen?

MIRJAM BRUNNER: Ja, das können Sie. 
Da Sie Pikettdienst zusätzlich zur norma-
len Arbeitszeit leisten, muss er zeitlich 
beschränkt sein. Die Grundregel ist
folgende: Im Zeitraum von vier Wochen 
müssen Sie höchstens an sieben Tagen 
Pikettdienst leisten. Anschliessend an 

den letzten Pikett-
dienst darf Ihre 
Firma Sie wäh-
rend zweier 
 Wochen nicht 
mehr aufbieten. 
In Ihrem Fall wer-
den Sie klar zu 
oft für Pikett ein-
geteilt, dies ver-
stösst gegen das
Arbeitsgesetz.
Pikettdienst greift 
ganz erheblich 

ins Privatleben ein. Sie müssen rasch 
verfügbar sein, ausserdem oft ständig 
erreichbar, dazu müssen Sie immer 
 arbeiten und fahren können. Deshalb 
gibt es gesetzliche Regelungen zum 
Schutz der Angestellten.
Ausnahmsweise und nur unter be-
stimmten Bedingungen ist es möglich, 
dass ein Angestellter innerhalb von 
vier Wochen an höchstens 14 Tagen auf 
Pikett ist. Diese Ausnahme können aber 
nur Betriebe in Anspruch nehmen, die 
nicht genügend Angestellte haben, um 
die Grundregel einzuhalten. 
Diese Regeln sind entscheidend, denn 
ganz abschalten zu können ist für die Er-
holung und damit vor allem auch für die 
psychische Gesundheit sehr wichtig. Es 
ist nämlich erwiesen, dass Angestellte, 
die ständig erreichbar sein müssen,
häufi ger unter stressbedingen Krank-
heiten wie Burnout leiden. Weil sich das 
Leben mit Pikettdienst schlechter
planen lässt, gefährdet dieser auch die 
Vereinbarkeit von Arbeit und Familie.

Pausen sind nicht 
bezahlt: Ist das ok?
Ich arbeite bei einer Versicherung und 
muss jeweils am Vormittag und am 
Nachmittag je 15 Minuten Pause 
 machen. Diese Zeit zählt in meinem 
Betrieb nicht als Arbeitszeit und wird 
nicht bezahlt. Habe ich keinen An-
spruch auf bezahlte Pausen?

MIRJAM BRUNNER: Leider nein. Das 
 Arbeitsgesetz regelt zwar die Dauer der 
Pausen, jedoch nicht die Bezahlung. Es 
ist somit Ihrem Arbeitgeber überlassen, 
ob er die Pausen bezahlt oder nicht.
Anders verhält es sich, wenn Sie nicht 
frei über Ihre Pausenzeit verfügen kön-
nen, zum Beispiel weil Sie Ihren Arbeits-
platz nicht verlassen dürfen oder weiter-
hin telefonisch erreichbar sein müssen. 
Eine solche Pause dient zwar der
Verpfl egung und der Erholung von der 
tatsächlichen Arbeitsleistung, bietet je-
doch weniger Entspannung. In diesem 
Fall zählt die Pause als Arbeitszeit.
Das Arbeitsgesetz schreibt Pausen vor, 
aus Überlegungen des Gesundheits-
schutzes. Sie sind wichtig, um Überbe-
anspruchungen und die daraus
entstehende Gefahr von Arbeitsunfällen 
zu vermeiden. Die Mindestdauer der 
Pausen berechnet sich nach der Länge 
der Arbeitszeit: Ab fünfeinhalb Stunden 
Arbeit ist eine Viertelstunde Pause obli-
gatorisch, ab sieben Stunden eine halbe 
Stunde Pause, und ab neun Stunden
Arbeit müssen Sie mindestens eine 
Stunde Pause machen können.
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Fürs Bewerbungsgespräch durch     die halbe Schweiz gefahren

Und wer zahlt für    das Zugbillett?

ALLZEIT BEREIT: Gilt 
nur für Pfadfi nder.
FOTO: COLOURBOX

Bewerbungen brauchen 
nicht nur viel Zeit, son-
dern auch Geld. Meist 
müssen Sie die Kosten 
selber tragen.
SINA BÜHLER

Eine Stellensuche kann so auf-
wendig sein wie ein Job, weiss 
Letizia Bosshard. Sie ist arbeits-
los und seit mehreren Monaten 
auf der Suche nach einer Fest-
anstellung. Immer wieder 
druckt sie ihren Lebenslauf aus 
und passt ihr Motivations-
schreiben an die Ausschrei-
bung an. Mindestens einmal in 
der Woche läuft sie zur Post, 
um ihre Bewerbungen zu 
 verschicken. Und immer mal 
wieder wird sie zu einem Vor-
stellungsgespräch eingeladen. 
Weil sie sich auch in drei Nach-
barkantonen auf Stellen bewor-

ben hat, muss sie manchmal 
für ein einziges Gespräch mehr 
als einen halben Tag Zeit auf-
wenden.

SPESEN. Das kann auch ins 
Geld gehen: Je weiter Sie für ein 
Bewerbungsgespräch fahren 
müssen, desto teuer wird es für 
Sie. Denn das Geld für die An-
reise müssen Sie meist selber 
berappen. Das hindert Sie aber 
nicht daran, mit der Personal-

abteilung eine Abmachung zu 
treffen. Sind die Kosten wirk-
lich hoch, können Sie eine all-
fällige Spesenerstattung an-
sprechen. Allerdings sollten Sie 

ANREISE DER HOFFNUNG: Wer eine Stelle sucht, muss oft auf eigene Kosten grosse 
Wege zum Bewerbungsgespräch zurücklegen.  FOTO: KEYSTONE

SINA BÜHLER

Im Kanton Waadt war das Projekt 
2009 eine Pionierleistung: «Progre-
dir», ein Kurs, den die Unia zusam-
men mit dem Bildungsinstitut 
Ecap (siehe Spalte) entwickelt hat. 
«Progredir» ist portugiesisch und 
bedeutet «weiterkommen». Die 
Idee: Unterstützung für portugie-
sisch sprechende Frauen, die noch 
kein Schweizer Berufsdiplom ha-
ben. Zwar fi nden viele von ihnen 
einen Job im Gastgewerbe, im De-
tailhandel oder in der Reinigung. 
Weil ihnen aber eine formelle 
Qualifi kation fehlt, haben sie 
kaum Chancen auf einen berufl i-
chen Aufstieg, ein Stellenwechsel 
ist problematisch. 

Joëlle Racine, Berufsbildungs-
beauftragte der Unia, erklärt, dass 
es für Migrantinnen in prekären 
Branchen besonders schwierig sei, 

eine Berufsausbildung nachzuho-
len: «Oft kennen sie das Bildungs-
angebot gar nicht. Ausserdem ist 
es auch für sie schwierig, ihr Be-
rufs- und Familienleben vereinba-
ren zu können. Und dann fehlen 
manchmal auch noch die Sprach-
kenntnisse.»

Das alles ergibt gleich eine 
doppelte Benachteiligung. Denn 
erst mit dem Abschluss der 
 Grundbildung steht der Weg in 
die Weiterbildung offen. Giuliana 
 Tedesco, die stellvertretende Ge-
schäftsleiterin der Stiftung Ecap: 
«Viele Arbeitgeber fördern eher 
die Weiterbildung von bereits aus-
gebildeten Mitarbeitenden.» Das 
Resultat: Es werden meistens die 
bereits besser ausgebildeten Män-
ner gefördert. Das ist Gift für die 
Chancengleichheit und die Gleich-
stellung bei den Löhnen. 

BREITE UNTERSTÜTZUNG
Wer einen anerkannten Berufsab-
schluss hat, gewinnt eine gewisse 
Sicherheit in der Arbeitswelt. Stel-

lensuchende können damit ihre 
Kenntnisse und ihre Erfahrung be-
legen, und Arbeitgeber können 
sich darauf verlassen, dass sie 
Fachpersonal anstellen. Und mit 
der Ausbildung und einem an-
erkannten Abschluss steigen 
schliesslich auch die Löhne.

Entsprechend sieht das 
Schweizer Berufsbildungsgesetz 
vor, dass Berufsleute mit mehr als 
fünf Jahren Berufserfahrung zum 
eidgenössischen Fähigkeitszeug-
nis zugelassen werden können, 
wenn sie ein entsprechendes Qua-
lifi kationsverfahren mit einer Prü-
fung bestehen.

Der Unterricht bei «Progre-
dir» bereitet die Frauen darauf vor. 
Inzwischen haben bereits 28 
«Progredir»-Absolventinnen ein Be-
rufsattest oder einen Fachausweis 
in der Tasche. Und diesen Sommer 
schliesst das nächste Dutzend Teil-
nehmerinnen den Kurs ab. 

Wie wichtig die Weiterbil-
dung von Migrantinnen ist, zeigt 
auch die breite Unterstützung für 
das Projekt in der Waadt: Es wurde 
vom Eidgenössischen Büro für 
Gleichstellung, dem Bundesamt 
für Berufsbildung und den paritä-
tischen Kommissionen mitfi nan-
ziert. Heute ist noch die Stiftung 
Unia zusammen mit den paritäti-
schen Kommissionen beteiligt.

NEU AUCH IM KANTON BERN
Das Bedürfnis nach Grund- und 
Weiterbildung haben allerdings 
nicht nur Portugiesinnen im Kan-
ton Waadt, sondern Migrantinnen 
und Migranten in der ganzen 
Schweiz. Deswegen haben Ecap 
und die Unia beschlossen, das Pro-
jekt «Progredir» auszweiten, als 
erstes im Kanton Bern. Die Teil-
nahme wird Frauen und Männern 
aus allen Sprachgruppen offenste-
hen, die in der Gastronomie arbei-
ten. Die Voraussetzungen: kein Be-
rufsabschluss, mindestens fünf 
Jahre Berufserfahrung. Möglich ist 
die Teilnahme auch für Migrantin-
nen und Migranten, die ein Di-
plom haben, das in der Schweiz 
nicht anerkannt wird.

Die geplante Ausbildung soll 
insgesamt zwei Jahre dauern und 
besteht aus einzelnen Modulen, 
die von der berufl ichen Kommuni-
kation über Allgemeinbildung bis 
hin zur berufl ichen Standortbe-
stimmung und zum Fachunter-
richt reichen. Arbeitstechniken, 
Lernstrategien, Kommunikation 
und Umgangsformen sollen ge-

nauso Platz fi nden wie Arbeits-
recht, Gesundheits- und Gleich-
stellungsthemen.

INDIVIDUELLES COACHING
Falls Sie sich für diese Ausbildung 
interessieren, können Sie dank 
dem modularen Aufbau auch nur 
die zwingend benötigten Kurse be-
suchen. Und umgekehrt können 
Sie, wenn Sie bereits ausreichende 
Kenntnisse in einem einzelnen 
Fach nachweisen, auf das entspre-
chende Modul verzichten. 

Unia und die Stiftung Ecap sorgen mit «Progredir» für Chancengleichheit      in der Berufswelt

Mehr Gleichstellung dank   Weiterbildung
Ohne ein Berufsdiplom sind die Chancen zum 
berufl ichen Aufstieg schlechter. Das ist vor 
allem für Migrantinnen ein Problem. Abhilfe 
schafft der Lehrgang «Progredir». 

IG MIGRATION
Die Interessengruppe (IG) Migra-
tion der Unia ist die grösste
Migrantinnen- und Migrantenorga-
nisation der Schweiz. Unia-
Mitglieder ohne Schweizer Pass 
gehören automatisch dazu. Einer-
seits setzt sich die IG Migration 
politisch für die Anliegen von
Migrantinnen und Migranten ein. 
Anderseits kümmert sie sich um 
Chancengleichheit in der Arbeits-
welt. Ein wichtiger Punkt dabei ist 
die Weiterbildung. Informationen 
fi nden Sie unter 
www.unia.ch/migration.

WORKTIPP

Mirjam Brunner 
vom Service Arbeitszeit
 beantwortet Fragen zu
Arbeitszeit und Arbeitszeiterfassung.

 Das 
offene 

Ohr

Ein Abschluss bietet
in der Arbeitswelt
gewisse Sicherheit.

Das RAV über -
nimmt keine Spesen
für Arbeitslose.

BELEGEN: «Progredir» verhilft Migrantinnen und       Migranten zu anerkannten Berufsabschlüssen, neu auch in der Gastronomie.  FOTO: FOTOLIA
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Und wer zahlt für    das Zugbillett?
FINDEN STATT 
SUCHEN

NEUER JOB
Tipps und Tricks,
damit es mit der 
neuen Stelle klappt, 
fi nden Sie im Rat-
geber «Stellensuche 
mit Erfolg» von
Trudy Dacorogna-
Merki (Beobachter-
Verlag 2013, 208 
Seiten, Fr. 39.–). 
 Ausserdem: Die 
Unia ist auch für 
Stellensuchende 
da. Melden Sie sich 
bei Ihrem zuständi-
gen Sekretariat, 
wenn Sie Fragen 
oder Probleme 
 haben. 

Nervige Zusatzprogramme: 
So werden Sie sie los!

ÄTZEND: Aus dem Nichts taucht eine neue Symbolleiste auf – die Folge eines Zusatzpro-
gramms, das ungewollt mit dem eigentlich gewünschten Programm installiert wurde.  FOTO: ZVG

Auf einmal erscheint
im Browser eine
fremde Startseite.

Dieser Text stammt aus der Zeitschrift für Konsumentenschutz «Saldo». 

Wer ein Computerprogramm herunterlädt und nicht 
aufpasst, installiert oft lästige Zusatzprogramme. Auf 
einmal öffnen sich Fenster, die verspre-
chen, Windows schneller zu machen. 
Oder das Aussehen des Internetbrow-
sers ändert sich: Es erscheint eine 
fremde Startseite, oder neue Symbol-
leisten tauchen auf (sogenannte Toolbars). Sie haben nur 
den Zweck, die Nutzerinnen und Nutzer auf fremde Sei-
ten zu locken. 

AUFRÄUMEN. So werden Sie solche Software wieder los: 
� Achten Sie beim Installieren von Programmen darauf, 
ob weitere Software automatisch mitinstalliert wird. 
Wenn ja: Entfernen Sie entsprechende Häkchen. 
� Das Gratisprogramm «Unchecky» hilft: Es stoppt das 
Installieren von Zusatzsoftware. Selber prüfen ist dennoch 
nötig, da «Unchecky» nicht bei allen Programmen gleich 
gut funktioniert. 
� Zusatzsoftware wie Toolbars, die den Browser ver-
ändern, können Sie oft direkt im Browser deinstallieren. 
Bei Firefox geht das unter «Extras» mit dem Menupunkt 
«Add-ons», in Chrome im Menu «Weitere Tools» beim 
Punkt «Erweiterungen». Im Windows-10-Browser Edge 
fi ndet sich der Punkt «Erweiterungen» im Menu. Säubern 
Sie sämtliche installierten Browser.
� Bringt dies keinen Erfolg, hilft für den PC das Pro-
gramm «ADW Cleaner». Für Macs eignet sich das «Bit-
defender Adware Removal Tool». MARC MAIR-NOACK

tipp im work

das tun, bevor Sie anreisen. Wer 
arbeitslos gemeldet ist, ist 
vom Regionalen Arbeitsver-
mittlungszentrum (RAV) dazu 
verpfl ichtet, eine Stelle zu su-
chen. Trotzdem können Sie da-
für keine Spesenquittungen 
einreichen. Timur Öztürk von 
der Arbeitslosenkasse der Unia 
sagt: «Bewerbungskosten wer-
den nicht entschädigt.» Nur 
wer vom RAV zu sogenannten 
arbeitsmarktlichen Massnah-
men (zum Beispiel zu einem 
Kursbesuch) verpfl ichtet wird, 
bekommt gewisse Kosten zu-
rückerstattet. 

DOSSIER. Nicht nur die Reise 
zum Bewerbungsgespräch, 
auch der Druck und Versand 
der Bewerbungsmappe kostet 
einiges. Damit Sie nicht jede 
Woche mehrere vollständige 

Dossiers erstellen müssen, soll-
ten Sie bei einer Absage Ihr Dos-
sier zurückverlangen. Aber Ach-

tung: Personalverantwortliche 
warnen davor, das gleiche Dos-
sier allzu häufi g zu verschi-
cken. Wenn es offensichtlich 
abgenutzt aussieht, macht das 
keinen guten Eindruck. 

Porto und Druckkosten 
können Sie übrigens auch spa-
ren, wenn Sie Ihre Bewerbungs-
unterlagen elektronisch ver-
schicken.

ARBEITSZEIT. Falls Sie eine neue 
Stelle suchen, ohne dass Ihr Ar-
beitgeber Bescheid weiss, soll-

ten Sie für Vorstellungsgesprä-
che freinehmen, ohne einen 
Grund anzugeben. Oder Sie le-
gen entsprechende Termine in 
eine Randstunde.

Anders liegt der Fall, wenn 
Ihre aktuelle Stelle bereits ge-
kündigt ist. Und zwar unabhän-
gig davon, wer die Kündigung 
ausgesprochen hat. Dann ha-
ben Sie nämlich Anspruch auf 
«die erforderliche Zeit zur Stel-
lensuche», so will es das Obliga-
tionenrecht. Konkret bedeutet 
das, dass Sie etwa einen halben 
Tag pro Woche freinehmen 
können. Ob Sie diese Zeit vom 
Arbeitgeber aber auch bezahlt 
bekommen, ist im Gesetz nicht 
klar geregelt. Sollten Sie entlas-
sen worden sein, können Sie 
das aber – unter Umständen 
mit Hilfe der Gewerkschaft – 
vermutlich durchsetzen.

Unia und die Stiftung Ecap sorgen mit «Progredir» für Chancengleichheit      in der Berufswelt

Mehr Gleichstellung dank   Weiterbildung
FÜR MIGRANTINNEN:

STIFTUNG 
ECAP
Ecap ist ein gemeinnütziges 
Erwachsenenbildungsinsti-
tut mit Sitz in Zürich und 
neun Regionalstellen, ver-
teilt über die ganze 
Schweiz. Mit ihren Kurs-
angeboten in Sprache, Be-
rufs- und Grundbildung so-
wie Integration ermöglicht 
die interkulturelle Organisa-
tion die Bildung von Migran-
tinnen und Migranten sowie 
generell von Arbeitnehmen-
den mit geringer formeller 
Ausbildung. Mit jährlich 
über 40 000 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmern an
Bildungsaktivitäten zählt 
Ecap zu den grössten
Erwachsenenbildungsinsti-
tuten der Schweiz.

HEIMATLICH. Das Institut 
bietet ausserdem ein brei-
tes Bildungsangebot für 
Stellensuchende, zum Teil 
in Zusammenarbeit mit den 
kantonalen Arbeitsämtern. 
In Basel und Zürich fi nden 
sich auch spezielle An-
gebote für italienischspra-
chige Kinder und Jugend-
liche. Diese können bei 
Ecap Kurse in «heimatlicher
Sprache und Kultur»
belegen oder sogar die 
zweisprachige Sekundar-
schule in Zürich besuchen. 
Ecap hat am 1. Juli 2016 
 einen Gesamtarbeitsvertrag 
mit den Gewerkschaften 
Unia und VPOD unterzeich-
net. So hilft es mit, Dum-
pinglöhne im Bildungsbe-
reich zu verhindern. (sib)

Was für Sie persönlich mög-
lich ist, wird in einer Standort-
bestimmung überprüft. Giuliana 

Tedesco von Ecap: «Die Teilneh-
menden wissen danach, wie sie 
ihre praktischen Kompetenzen in 
einen anerkannten Abschluss um-
wandeln können.» In einem indivi-

duellen Coaching bekommen alle 
Teilnehmenden einen auf sie zuge-
schnittenen Ausbildungsplan, der 
während der ganzen Ausbildung 
immer wieder überprüft und an-
gepasst wird. Am Schluss des Lehr-
ganges sind die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer so weit, dass sie 
die Voraussetzungen für das Qua-
lifi kationsverfahren zum Lehrab-
schluss erfüllen. Zurzeit ist der 
neue Lehrgang in Planung. Sobald 
die Startdaten bekannt sind, wird 
die Unia darüber informieren.

Mein Sohn ist in der 8. Klasse 
und macht bald seine erste 
Schnupperlehre als Koch. Der 
Betrieb will ihm auch die  Arbeit 
am Abend zeigen, am Nach-
mittag hat er Zimmerstunde. 
Ist das erlaubt?

Schnupperlehren 
sind grundsätzlich 
dazu da, bei der 
Berufswahl zu hel-
fen und einen
Einblick in einen 
Beruf zu geben. 
Aber: Für 13- 
und 14jährige 
darf ein
Arbeitstag maximal acht Stun-
den dauern, die zwischen 6 Uhr 
morgens und 18 Uhr abends
liegen müssen. Für 15- bis 
18jährige Schnupperlehrlinge 
sind es maximal neun Stunden, 
maximal bis 20 Uhr (unter 
16jährige) beziehungsweise 
22 Uhr (unter 18jährige). Es ist 

also nicht zulässig, dass Ihr 
Sohn den ganzen Abend im Be-
trieb ist. Zimmerstunde ist 
grundsätzlich erlaubt. 
In der Regel dürfen Jugendliche 
ab 14 Jahren schnuppern, und 
es gilt das Jugendschutzgesetz. 
Lohn bekommen sie für eine 
Schnupperlehre in der Regel 
nicht, bei längeren Einsätzen 
muss ein Betrieb aber eine 
 Arbeitsentschädigung bezahlen. 
Solche Einsätze dürfen auch 
nicht länger als zwei Wochen 
dauern und fi nden meist wäh-
rend der Schulferien statt. Wenn 
Sie oder Ihr Sohn noch weitere 
Fragen haben, melden Sie sich 
beim Unia-Sekretariat in Ihrer 
Nähe. Weitere Informationen 
rund ums Schnuppern  fi nden 
Sie auch online unter: 
www.berufsberatung.ch.

Schnupperlehren 
sind grundsätzlich 

Berufswahl zu hel-

Einblick in einen 

Hast auch Du eine Frage an die 
Jugendsekretärin?
Schreib an lehre@unia.ch

Stiftinnen und Stifte fragen – die Unia rät 

Schnuppern am Abend?

Lena Frank,
Jugendsekretärin.

Auch Druck und Porti
gehen rasch ins Geld
für Stellensuchende.

BELEGEN: «Progredir» verhilft Migrantinnen und       Migranten zu anerkannten Berufsabschlüssen, neu auch in der Gastronomie.  FOTO: FOTOLIA

Das Ziel: Erfahrung in
einen anerkannten
Abschluss umwandeln.
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 DEN PREIS, eine Übernachtung für zwei 
 Personen im Hotel Freienhof Thun, hat 
 gewonnen: Heinz Berger, Zollbrück BE.
Herzlichen Glückwunsch!
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06-03-17 / 31. März / SCHULDENLAST
 Lösungswort einsenden an: work, 
Postfach 272, 3000 Bern 15, oder per 
E-Mail: verlag@workzeitung.ch 
Einsendeschluss 21. April 2017

workrätsel        Gewinnen Sie eine Übernachtung!

INSERAT

 LÖSUNG UND GEWINNER AUS NR. 6
Das Lösungswort lautete: SCHULDENLAST

Gewinnen Sie eine Über-
nachtung inklusive
Frühstücksbuffet für zwei
Personen im See- und
Seminarhotel FloraAlpina
Vitznau LU mit einzigarti-
gem Panoramablick über
den Vierwaldstättersee.

Mehr Infos: www.unia.ch/uber

Der Dumping-Fahrdienst Uber  

verstösst gegen Gesetze.

   Er anerkennt seine Fahrer/innen  

nicht als Arbeitnehmende.

   Er verweigert ihnen  

die Sozialversicherungsbeiträge.

   Er zahlt keine Mehrwertsteuer.

   Er stiftet systematisch zu  

Schwarzarbeit an.

Die beiden Bundesbetriebe SBB und Post wollen in ihren Mobilitäts- 
Apps den Dumping-Fahrdienst Uber einbinden, obwohl dieser gegen  
das Arbeits- und Sozialversicherungsrecht verstösst.
Das geht nicht:  
Uber Aufträge vermitteln heisst, den Gesetzesbruch mitorganisieren!



 13. April 2017 workpost 15

Blütenmeer am Thunersee
WANN 21. März 2017
WO Thun
WAS Krokusse und Narzissen im Schadaupark
Eingesandt von Walter Winkler, Thun

WORKFRAGE VOM 31. 3. 2017WORKLESERFOTO

WORKPOST

WORK 6 / 31. 3. 2017: DER SCHUSS
GING HINTEN RAUS

Bravo Romandie!
Wie habe ich mich gefreut, als vor ein paar 
Wochen klar wurde, dass die Walliserinnen 
und Walliser Oskar Freysinger in die Wüste 
geschickt haben. Und wie habe ich mich 
gefreut über den Artikel dazu im letzten 
work. Er zeigt, dass dieses Wahlresultat kein 
Zufall war, sondern dass sich der Ross-
schwanzträger mit der Reichskriegsfl agge im 
Keller diese Niederlage ganz alleine zuzu-
schreiben hat. Als ich kurz darauf dann auch 
noch die Wahlresultate aus dem Kanton 
Neuenburg zur Kenntnis nehmen durfte, wo 
sich die SVP im Kantonsparlament verdan-
kenswerterweise gleich halbiert hat, hätte ich 
jubeln mögen. Bravo Romandie! Nehmen wir 
uns ein Vorbild.

BERNHARD MÜLLER, WETZIKON ZH

WORK 6 / 31. 3. 2017: ITALIANITÀ STATT JASS-
KARTEN IM «HIRSCHEN»-SÄLI

Geschlechts-
umwandlung
work schreibt in der letzten Ausgabe von den 
«Herausgeberinnen Giuliano Alghisi und 
Marina Widmer.»
Es ist zwar offensichtlich, dass work öfter 
etwas «frauenlastig» ist. Aber deswegen 
braucht die Redaktion doch bei Giuliano 
nicht gleich eine Geschlechtsumwandlung 
durchzuführen und ihn zur Frau zu machen! 
Ich war im Alter von 18 Jahren Vorarbeiter in 
einer Zwirnerei und hatte da ein Dutzend 
Italienerinnen zu betreuen (nicht im Sinne 
von Amore!). Ich erinnere mich noch gut an 
die Zeit. 
Amüsantes Detail: Die Signorine schmissen 
jeweils regelmässig irgendwelchen Abfall 

durchs Fenster. Der Obermeister machte 
dann jeden Freitag mit ihnen die Runde ums 
Gebäude, damit sie den Unrat wieder zusam-
menlesen konnten. Am Sonntag ging’s dann 
ins «Bahnhöfl i» zum Tanz. 

WILLI AERNE, PER MAIL

Selbstverständlich sind bei der Bezeichnung «Her-
ausgeberinnen» die Männer mitgemeint. Wie es 
umgekehrt bei den «Herausgebern» die Frauen auch 
wären.
 Die Redaktion

WORK 6 / 31. 3. 2017: DIE UNIA
GEHT IN DIE OFFENSIVE

Die Zeit ist überreif
Alle beklagen sich über die Lohnungleichheit 
zwischen Mann und Frau. Aber, so scheint 
mir, niemand tut wirklich etwas dagegen. 
Die Vorlage, die momentan im Bundeshaus 
verhandelt wird, ist unglaublich zahnlos. Ich 
kann mir nicht vorstellen, dass sie eine echte 
Besserung bringen wird. Ausserdem dauert 
der ganze Prozess schon unglaublich lange. 
35 Jahre steht die Lohngleichheit in der 
Verfassung, kaum etwas ist seither passiert. 
Auch deshalb bin ich voll einverstanden mit 
Unia-Präsidentin Vania Alleva: Die Zeit ist reif 
für einen grossen Schritt! Überreif! Wo kann 
ich für die Subito-Initiative unterschreiben?

IRÈNE REUSSER, LYSS BE

WORK 5 / 17. 3. 2017: «ICH MAG NASHÖRNER,
SIE SIND STARK UND KLUG»

Aktueller denn je
Schon immer interessierten mich die Mei-
nung und das Verhalten von Jean Ziegler. 
Seine Analysen sind heute aktueller denn je.
Dass so eine Persönlichkeit bei gewissen 
Parteien und Personen nicht immer gut 
ankommt, ist klar. Umso wichtiger, dass die 
Bevölkerung weiss, mit wem wir es zu tun 
haben.

NORBERT WIEST, LIEBEFELD BE

Was halten Sie 
vom AHV- 
Kompromiss des 
Parlaments?
VON KÄSSELI ZU KÄSSELI
Einmal mehr werden wir für blöd und 
blind verkauft: Wochenlang diskutiert 
das Parlament, um dann zu einem sol-
chen Entscheid zu kommen. 70 Franken 
AHV-Erhöhung … das ist ja wirklich lach-
haft. Von höheren Mehrwertsteuern und 
niedrigerem Umwandlungssatz in der 
zweiten Säule spricht niemand. Gerne 
möchte ich wissen, wie viel mir dann von 
diesen 70 Franken tatsächlich noch im 
Portemonnaie bleiben. 
Wie wäre es zum Beispiel damit, die 
Rentnerinnen und Rentner in der 
Schweiz von der Einkommenssteuer zu 
befreien, wie dies viele Länder machen? 
Wie viele Menschen könnten so sogar 
ohne Ergänzungsleistungen und ohne 
Prämienverbilligung bei der Kranken-
kasse gut leben? In der Schweiz fl iesst das 
Geld in ein Kässeli, um anschliessend aus 
einem anderen wieder ausgeschüttet zu 
werden.

REGULA CERMAK, PER MAIL

KOMPROMISSE SCHMERZEN
Ein Kompromiss ist dann ein guter Kom-
promiss, wenn er beiden Seiten wehtut. 
Und das ist beim AHV-Deal, den das 
Parlament nun beschlossen hat, der Fall. 
Natürlich schmerzt die Erhöhung des 
Frauenrentenalters auf 65 Jahre. Aber 
mindestens genauso weh tut den Bürger-
lichen die Stärkung der AHV. Und genau 
das ist ein Schritt in die richtige Rich-
tung. Und macht Hoffnung für die 
nächste Revision der Altersvorsorge, die 
so sicher kommen wird wie das Amen in 
der Kirche. 
Sparen wir unsere Kräfte für die Ausein-
andersetzungen, die da garantiert noch 
kommen werden, zum Beispiel beim 
Rentenalter 67 für alle. Das gilt es mit 
allen Mitteln zu bekämpfen. Und damit 
haben wir im Volk auch gute Chancen. 
Anders als bei der Erhöhung des Frauen-
rentenalters.

KURT HONEGGER, ZÜRICH

Frost
Wenn’s unter null ist, dann ist’s 
auch mit mir nicht lustig. Arbeiten? 
Wohl kaum! Unter minus fünf Grad 
ist die Baustelle zu gefährlich. 
Allerdings haben wir jetzt Frühling. 
Die Zeit, in der die Blumen blühen, 
in der die Sonne wärmt, die Glieder 
nicht mehr ächzen, der Rost ver-
schwindet. 
Eh, Rost? Ja genau, das «F» fehlt 
ihm nun, und so geht unsere Ge-
schichte fröhlich weiter. Zusam-
menhang Rost und Frost? Ganz 
 einfach: Frost ist kalt, da kann es 
jederzeit ein Stück wegsprengen. 
Zum Beispiel eben ein «F». Dann 
heisst’s noch Rost. Easy, oder? 
Und weil nun auch noch das «R» 
absprengt, bleibt nur noch Ost. 
Fassen wir zusammen: Frost, Rost, 
Ost. Falls jetzt noch ein O ver-
schwindet, bleibt St., die beliebte 
Kurzform von Sankt. Leicht zu 
 merken mit dem Spruch: Sankt 
 Florian, verschon mein Haus, zünd’ 
andere an. THOMAS ADANK

workwort

Ihre Vorschläge zum «workwort» sind 
gefragt. Herausforderungen an 
unseren Autor senden Sie bitte an 
redaktion@workzeitung.ch, Betreff 
«workwort».

wort
#?!

 Gewinnen Sie 100 Franken!
Senden Sie uns Ihr Lieblingsfoto: Wenn es  abgedruckt wird, 
gewinnen Sie 100 Franken! Schreiben Sie uns, was es zeigt und 
wo, wann und wie es entstanden ist. Bitte vergessen Sie nicht, 
Ihre vollständige Adresse anzugeben.
Senden an redaktion@workzeitung.ch, Betreff «Leserfoto»
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Sozialabbauer? Lohndumper?  
Jobvernichter? work nennt die Namen. 
Angriffig, kritisch, frech.

work abonnieren.
Für nur Fr. 36.– im Jahr 
jeden 2. Freitag direkt ins Haus.

Diana Fedzioryna (28) hat einen 
scharfen Blick für Autos

Verkäuferin und Serviceangestellte: 
Nur ein Job aufs Mal wäre Diana 
Fedzioryna zu langweilig. Deshalb 
macht sie auch zwei Fachausweise 
zur gleichen Zeit.
CHRISTINA SCHEIDEGGER | FOTOS NIKOLAUS LORETAN

Das Wallis, irgendwo an der Kantonsstrasse 
zwischen Visp und Brig. Die Agip-Tank-
stelle Eyholz liegt etwas ab vom Schuss, 
aber trotzdem genau am richtigen Ort. 
 Diana Fedzioryna erklärt: «Wenn die Leute 
hier auf die Autobahn fahren, dann kön-
nen sie bis zum Simplon nirgendwo mehr 
tanken.» 

Die junge Frau arbeitet als Verkäufe-
rin an der Tankstelle. Und als Bäckerin. 
Und im Service. Alles zu gleichen Teilen, 
sagt die aufgestellte Frau mit den grünen 
Augen. Morgens um fünf Uhr, wenn die 
Frühschicht beginnt, heizt Fedzioryna als 
erstes den Ofen vor. Bäckt Brot und Gipfeli 
auf, streicht Sandwiches. Sie sortiert die 
neuen Zeitungen und Zeitschriften, stellt 
Wasser bei den Tanksäulen auf und öffnet 
die Schränke mit dem Öl und dem Schei-
benwischerwasser. 

DER AUTO-BLICK. Es ist wenig Zeit und viel 
zu tun, bevor die Tankstelle um 6 Uhr ge-
öffnet wird und die ersten Kundinnen und 
Kunden für ihren Morgenkafi anhalten. 
Die meisten sind Stammgäste, sagt Fedzio-
ryna: «Ich erkenne sie schon an ihren Au-
tos.» Noch bevor sie die Tankstelle betreten, 
macht sie für jeden den richtigen Kaffee 
parat. 

Die junge Frau hat den Auto-Blick: 
«Mein Neffe war als Bub ein totaler Auto-
Fan. Er hat mich immer nach den Marken 
gefragt. Deshalb habe ich sie auswendig 
 gelernt.» Aufgewachsen ist Fedzioryna in 
 Polen, 2009 kam sie für einen Sommerjob 
während des Studiums in die Schweiz. Und 
ist im Wallis hängengeblieben, zuerst in 
der Gastronomie, seit drei Jahren arbeitet 
sie an der Tankstelle.

Eigentlich wäre sie gerne Polizistin ge-
worden, erzählt Diana Fedzioryna. In der 
Schweiz ist das für sie kaum möglich. Ma-
ximal 35 Jahre alt darf sie für die Polizei-
schule sein. Und um die zu machen, 
braucht sie den Schweizer Pass. Das wird 
eng. Trotzdem sieht sie für sich hier beruf-
lich die besseren Chancen: «In Polen arbei-
ten die Leute jeden Tag und können davon 
knapp die Miete und die Rechnungen be-
zahlen. Übrig bleibt Ende Monat nichts.» 
Das sei in der Schweiz anders.

FRAUENPROTEST. Die Lage in ihrer Heimat 
verfolgt sie aber aufmerksam. Und regt 
sich teilweise schrecklich über die Politik 
der konservativen Regierung auf. Umso 
mehr freute sie sich über die grossen Frau-
enproteste Ende des letzten Jahres. Die 

Frauen gingen auf die Strasse, 
um gegen die Verschärfung des 
ohnehin schon restriktiven Ab-
treibungsgesetzes zu protestie-
ren. «Es macht mich froh, dass 
die Frauen jetzt endlich für sich 
entdeckt haben, dass sie etwas 
bewegen können», sagt sie. 
Gerne wäre sie am Women’s 
March Mitte März in Zürich 
 dabei gewesen, eine Erkältung 
machte ihr einen Strich durch 
die Rechnung. Sie schmunzelt 
und sagt: «Aber den Pussyhat 
habe ich zu Hause. Nach 12 Jah-
ren habe ich wieder mit dem 
Stricken angefangen.»

DIE VERKÄUFERIN. Diana Fedzio-
ryna kümmert sich gerne. Um 
ihre Gäste im Tankstellen-Bis-
tro, auch um ihre Freundinnen 
und Freunde. Weniger um sich 
selbst. Doch sie habe gelernt, 
dass das auf Dauer nicht gehe, 
sagt die 28jährige: «Man kann 
nicht nur Schwierigkeiten von 
anderen mittragen und die ei-
genen Probleme ganz alleine lö-
sen.» Auch deshalb ist sie in der 
Unia mit dabei.

Für mehr privates Engage-
ment bleibt ihr neben dem Job 
keine Zeit. Sie arbeitet 100 Pro-
zent und macht ausserdem 
eine Ausbildung, für zwei Fachausweise 
gleichzeitig: Marketingfachfrau und Ver-
kaufsfachfrau. Dafür geht sie einen Nach-
mittag pro Woche in die Schule nach Thun, 
einmal im Monat einen ganzen Samstag. 
Daneben lernt sie 8 bis 10 Stunden pro Wo-
che zu Hause. 

Am liebsten mag sie, wenn’s in der 
Ausbildung ums Verkaufen geht. Das ist an 

der Tankstelle nicht anders. Die Augen 
leuchten, wenn sie davon erzählt, wie sie es 
liebe, ein Produkt speziell zu arrangieren: 
«So, dass es fast von selbst zum Kunden sagt: 
‹Du musst mich kaufen.› Und wenn ich je-
manden beraten kann und sehe, dass ich ge-
holfen habe, macht mir das grosse Freude.»

Sowieso ist es der Kontakt mit den 
Menschen, der ihr an ihrer Stelle gefällt. 

Die zunehmende Automatisierung macht 
ihr keine Sorgen. Es sei einfach ein anderes 
Gefühl, ob man sich den Kaffee am Auto-
maten selber rauslasse oder ob ein Mensch 
diesen persönlich an den Tisch bringe und 
sich die Zeit nehme für ein kurzes Ge-
spräch: «Wir schenken den Menschen un-
sere Aufmerksamkeit. Deshalb kommen 
auch die Stammgäste immer wieder.»

DIANA FEDZIORYNA

DIE MINI-
FAHRERIN
Diana Fedzioryna 
(* 1988) wächst in 
Polen mit fünf 
Geschwistern auf. 
2009 sucht sie einen 
Saisonjob in der 
Schweiz und findet 
ihn in einem kleinen 
Walliser Hotel. Bis 
2014 kommt sie 
regelmässig für 
Sommer- und Winter-
saison zurück, bis 
sie wegen Problemen 
mit ihrer Chefin die 
Stelle aufgibt. 
Über ihren Schwieger-
vater findet sie den 
Job an der Tankstelle. 
Dort arbeitet sie 
heute 100 Prozent 
und ist im Stunden-
lohn angestellt. Mit 
allen Abzügen ver-
dient sie 22 Franken 
pro Stunde brutto, wie 
alle anderen Ange-
stellten der Tankstelle 
auch. 

UNTERWEGS. Zur 
Arbeit fährt sie meist 
mit ihrem Mini. 
Fedzioryna: «Den 
gebe ich nicht wieder 
her.» In die Schule 
nach Thun nimmt sie 
aber den Zug. Im 
August 2018 wird sie 
die Ausbildung als 
Verkaufsfachfrau /
Marketingfachfrau 
voraussichtlich 
abschliessen. Danach 
würde sie gerne als 
Verkäuferin im 
Aussendienst arbei-
ten. Diana Fedzioryna 
wohnt mit ihrem 
Freund in Glis VS.

«Ich erkenne 
Kunden schon 
am Fahrzeug»

DREIKAMPF: 
Magazine 
einräumen, 
Benzin
einkassieren,
Kaffee 
einschenken.
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